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GRUSSWORTE 

von 

Helmut 	Schellknecht 

Direktor beim Deutschen Bundestag 

Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen, meine Herren! 

Zunächst möchte ich mich sehr herzlich bedanken für die Einladung zu Ihrer 

heutigen Veranstaltung. Ich habe mich besonders darüber gefreut, weil es 

das erste Mal ist, daß ich das Vergnügen habe, unter Bibliotheksexperten 

unseres ganzen Landes weilen zu dürfen. Seien Sie, meine Damen und Herren, 

in den Räumen des Deutschen Bundestages sehr herzlich willkommen, und seien 

Sie zugleich auch sehr herzlich im Namen des Herrn Bundestagspräsidenten 

begrüßt, den ich die Ehre habe hier zu vertreten. Obwohl er dafür bekannt 

ist, daß er seine Gäste im Bundeshaus sehr gern selbst begrüßt, ist ihm 

dies heute leider unmöglich. Er bittet Sie deshalb um Ihr Verständnis. 

Nachdem der Wahlkampf in diesem Jahr besonders anstrengend war, hoffen wir, 

daß im 9. Deutschen Bundestag wieder etwas mehr Ruhe einkehrt. Zunächst 

jedoch müssen sich unsere Abgeordneten - der eine mehr, der andere weniger, 

je nachdem wie sie in Anspruch genommen waren - etwas erholen. Die ersten 

Fraktionssitzungen sind vorüber. Viele sind bereits wieder in ihre Heimat 

abgereist. Bis zum Beginn der ersten Sitzungen sind nun wir von der Admini-

stration am Werk und bereiten sie so vor, daß es möglichst wenig Arger gibt, 

jedenfalls von der technisch-administrativen-wissenschaftlichen Seite her. 

Wir haben, meine Damen und Herren, die Rolle des Gastgebers für Ihre Jubi-

läumstagung sehr gern übernommen. Ist doch unser Haus in besonderer Weise 

mit der Tätigkeit Ihrer Arbeitsgemeinschaft verbunden. Kurt Georg Wernicke, 

ihr Gründer und erster langjähriger Vorsitzender, war Angehöriger unseres 

Hauses: Ich pflege zu unseren Ruheständlern immer zu sagen, daß wir sie nach 

wie vor auch noch als Angehörige unseres Hauses betrachten. Deshalb freue 

ich mich ganz besonders, Sie, Herr Wernicke, heute hier begrüßen zu können. 

Meine Damen und Herren, wir alle wissen sehr wohl, welche Bedeutung die'Par- 
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laments- und Behördenbibliotheken auf dem Gebiet der Information und Dokumen-

tation für ihre jeweiligen Verwaltungen haben. 

Für den Deutschen Bundestag war der Aufbau einer leistungsfähigen Biblio-

thek nie umstritten. Er hat sich im Gegenteil mit seiner Bibliothek im Laufe 

der vergangenen Jahrzehnte ein Arbeitsinstrument geschaffen, das heute einen 

festen Platz im Gefüge der parlamentarischen Arbeit einnimmt und aus ihr 

einfach nicht mehr wegzudenken ist. Die hohe Leistungsfähigkeit unserer 

Bibliothek, und das sage ich nicht ohne Stolz - man möge mir das auch nicht 

verübeln - hat inzwischen national wie international hohe Anerkennung ge-

funden. Manches von dem, was hier erstmals auf dem Gebiete der bibliotheka-

rischen Dokumentation praktiziert wurde, ist im Laufe der Jahre auch von 

anderen Parlaments- und Behördenbibliotheken übernommen worden. Ich möchte 

dies zum Anlaß nehmen, Ihnen, Herr Dietz, und Ihren Amtsvorgängern für diese 

nicht leichte Arbeit herzlich zu danken. Nicht leicht deshalb, weil die 

äußeren Umstände, die Sie schon in Ihren Worten angedeutet haben, alles an-

dere als ersprießlich und angemessen sind. Ich spreche damit die Unterbrin-

gung an und alles, was dazu gehört, die ganze Infrastruktur, die schlicht 

katastrophal ist, wenn man sie mißt an der Aufgabe und an der Leistung, 

die diese Bibliothek vollbracht hat. Dies bezieht sich gleichermaßen auch 

auf die gesamte Abteilung Wissenschaftliche Dokumentation. Wir hoffen, daß 

wir mit dem Neubau eine Bibliothek schaffen, die sich sehen lassen kann und 

die allen Anforderungen einer modernen Großbibliothek entspricht. 

Meine Damen und Herren, wenn es eines der Hauptziele Ihrer Arbeitsgemein-
schaft ist, eine stärkere Unterstützung der Arbeit der Parlaments- und Be-

hördenbibliotheken zu erwirken, Ihre Interessen gegenüber den Verwaltungen 
und innerhalb Ihrer Berufsorganisationen mit Nachdruck zu vertreten, um 
die Bibliotheken zum Nutzen der öffentlichen Verwaltung leistungsfähiger 

zu machen, dann können Sie davon ausgehen, daß in diesem Hause viel Ver-

ständnis dafür vorhanden ist. 

Möge diese Tagung für Sie ein Ansporn sein, diesen eingeschlagenen Weg ziel-
strebig weiterzuverfolgen. Ich beglückwünsche Sie, meine Damen und Herren, 

zu Ihrer 25jährigen erfolgreichen Arbeit und wünsche Ihrer Jubiläumstagung 

einen guten Verlauf. Dankeschön! 



GRUSSWORTE 

von 

Otto 	Simmler, Wien 

Vorsitzender der IFLA-Sektion für Behördenbibliotheken 

Sehr verehrter Herr Direktor, sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren! 

Namens von IFLA, der weltweiten Bibliotheksorganisation, der International 

Federation of Library Associations and Institutions, darf ich Sie als Mit-

glied des Professional Board, und jetzt bitte können Sie über meine Multi-

funktionen lächeln, als Vorsitzender der Division für Spezialbibliotheken, 

als Vorsitzender der Sektion für Behördenbibliotheken und nicht zuletzt im 

Namen unserer, meiner Freunde und Kollegen aus dem Ausland, die hier an 

Ihrer Veranstaltung teilnehmen, aber ebenfalls Funktionen bei IFLA seit Jah-

ren einnehmen, herzlichst begrüßen. Es ist mir wirklich eine besondere Ehre, 

dies in dieser Funktion tun zu dürfen. Ich bitte davon auszugehen, daß IFLA 

die Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behördenbibliotheken besonders 

schätzt; wir sind in zwei Divisionen untergebracht, dies ist nicht militä-

risch gemeint, deshalb möchte ich lieber Divisions sagen, damit es etwas 

freundlicher klingt; die eine Sektion, die Sektion der Parlamentsbibliothe-

ken, gehört zu den wissenschaftlichen allgemeinen Bibliotheken aus selbst-

verständlichen Gründen, weshalb die Sektion für Behördenbibliotheken zu den 

Spezialbibliotheken gehört, könnte auch selbstverständlich sein, aber genau-

so umgekehrt. Was ich hier ansprechen will ist, daß wir innerhalb von IFLA 

und innerhalb der internationalen Bibliothekswelt engstens zusammenarbeiten. 

Diese Zusammenarbeit habe ich - ein kleines persönliches Wort noch - vor 

allem Ihrem früheren Vorsitzenden und unter anderem auch Leiter dieser Biblio-

thek, Herrn Ministerialdirektor Kurt Georg Wernicke, zu verdanken, der mich 

persönlich und fachlich in IFLA vor zehn Jahren eingeführt hat, es war eine 

Tatsache, daß seine Arbeit in IFLA die größte Anerkennung gefunden hat und 

daher Ihr jetziger Vorsitzender, Herr Ministerialrat Wolfgang Dietz, "fast 

automatisch" Vorsitzender der Sektion für Parlamentsbibliotheken der IFLA 

geworden ist. Die Zusammenarbeit im Professional Board geht in den letzten 

Jahren, seitdem wir Mitglied dieses höchsten Fachgremiums der Bibliotheks-

welt sind, nicht nur reibungslos, sondern wirklich in besten persönlichen 
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und fachlichen Kontakten vor sich. Ein Wort zum Fachlichen. In einer Zeit, 
wo Bibliothekare und Dokumentare immer wieder von Informationsvermittlung 
sprechen, ist es wirklich angebracht, daß man sich einmal überlegt, sich et-
was mehr von der Technologie zu distanzieren, das darf ich sagen, weil ich 
auch Informatiker bin, sich etwas mehr vom eigenen Organisieren und Anschau-
en der eigenen Organisation zu distanzieren und sich mehr dem Benutzer zuzu-

wenden. Denn Informationen zu vermitteln, heißt Informationen zu wissen, die 
der Benutzer braucht, heißt Informationen vom Benutzer zu bekommen und In-
formationen dem Benutzer zu geben. Dies wäre, und das soll kein ungebührli-
cher Vergleich sein, auch die Arbeit des Parlamentariers, daß er als Reprä-
sentant der Bevölkerung seines Wahlkreises die Informationen weitergibt, die 
geneinsam im Staat erarbeitet werden, und daß auch die Informationen, die er 
aus seiner nächsten Umgebung erhält, ebenfalls in die entsprechende Diskus-
sion dringen. Ob das immer geschieht, weiß ich nicht, aber als Usterreicher 
darf ich sagen, oft geschieht es nicht, aber hier hätte ebenfalls eine Bi-
bliothek eine Informationsvermittlungsfunktion, es könnten hier die Institu-
tionen, die hierfür geschaffen sind, Informationen zu vermitteln und nicht 
nur zu speichern, ich betone immer wieder zu vermitteln, es könnten hier 
diese Institutionen entsprechende Hilfestellungen leisten,und gerade im par-
lamentarischen Rahmen würde man doch von einer neuen Welle der Publikums-
informiertheit sprechen dürfen. Dies weiß ich, und deswegen durfte ich das 
auch sagen, ist die offizielle Politik von IFLA, die ebenfalls - ob es nun 
Ost oder West, Nord oder Süd, ob in regionalen oder sprachlichen Verbänden - 
immer dafür eintritt, daß diese Informationsvermittlung unter Experten und 
für die Uffentlichkeit stattfindet. Ich darf daher Ihrer Festveranstaltung 
und der Fachveranstaltung am morgigen Tag nochmals namens meiner ausländi-
schen Kollegen und namens von IFLA einen guten Verlauf wUnschen und mich 
herzlichst im Namen der internationalen Bibliothekswelt für Ihre Beiträge, 
die Sie für uns bisher geleistet haben, bedanken. 
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GRUSSWORTE 

von 

Wilhelm 	Totok 

Vorsitzender des Deutschen Bibliotheksverbandes 

Sehr geehrter Herr Direktor, sehr verehrte Gäste, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich überbringe die Grüße und besten Wünsche des Deutschen Bibliotheksverban-

des. Ich bin der Einladung vom Kollegen Dietz, hier an dieser Tagung teil-

zunehmen, gerne gefolgt, nicht nur weil die Arbeitsgemeinschaft der Parla-

ments- und Behördenbibliotheken ihr 25jähriges Bestehen feiert, sondern 

weil ich der Meinung bin, daß der Wirksamkeit dieser Arbeitsgemeinschaft 

von seiten des Deutschen Bibliotheksverbandes ausdrückliche Anerkennung ge-

zollt werden muß. Die Arbeitsgemeinschaft hat im Laufe des Vierteljahrhun-

derts ihres Bestehens mit Zähigkeit und Konsequenz eine Arbeit geleistet, 

die nicht allen Bibliothekaren, die an großen Staats-, Landes- oder Univer- 

sitätsbibliotheken tätig sind, mit hinreichender Klarheit zum Bewußtsein ge-

kommen ist. Liest man den Rechenschaftsbericht des ersten Vorsitzenden die-

ser Arbeitsgemeinschaft, Herrn Wernickes, den dieser bei seiner Amtsübergabe 

1965 erstattet hat, so wird das ganze Ausmaß der Probleme und Schwierigkei-

ten sichtbar, denen sich die Arbeitsgemeinschaft am Anfang konfrontiert sah. 

Deutlich wird jedoch zugleich, welch großen Nutzen die Arbeitsgemeinschaft 

für die Bibliotheken der Behörden erbrachte und welche Hilfe sie für die 

dort tätigen Bibliothekare leistete. Den Behörden mußte andererseits zum 

Bewußtsein gebracht werden, wie wichtig eine gut funktionierende Bibliothek 

für die sachgerechte Erfüllung ihrer Aufgaben ist, den Bibliothekaren, die 

in den meisten Fällen ihren Betrieb gewissermaßen als Einzelkämpfer führen, 

wurde der Rahmen geboten, um ihre Erfahrungen auszutauschen und gemeinsame 

Standards und Normen für ihre besondere Arbeit zu entwickeln. Die Arbeits-

gemeinschaft hat auch zugleich nachgeholt, was in der allgemeinen bibliothe-

karischen Ausbildung versäumt wurde im Hinblick auf die speziellen Aufgaben, 

die die Bibliothekare an Behördenbibliotheken zu leisten haben. Die Ergeb-

nisse dieser Arbeit haben ihren Niederschlag in den Arbeitsheften und Mit-

teilungen dieser Gemeinschaft gefunden. Die Arbeitsgemeinschaft hatte aber 



auch das Glück, während ihres Bestehens bibliothekarische Kollegen zu ihren 

Vorstandsmitgliedern und Vorstandsvorsitzenden zu zählen, die sich mit gro-

bem Einsatz, mit Tatkraft und Sachverstand, unermüdlich für den funktionsge-

rechten Ausbau der Parlaments- und Behördenbibliotheken eingesetztund so nicht 

unwesentlich dazu beigetragen haben, daß manche Gesetzesvorlagen besser und 

manche Verwaltungsmaßnahmen sachgerechter und präziser wurden, als dies mög-

licherweise ohne bibliothekarische Zuarbeit der Fall gewesen wäre. Ein wei-

teres fruchtbares Wirken der Arbeitsgemeinschaft liegt so gesehen nicht nur 

im Interesse der Institutionen, denen die Bibliotheken dienen, sondern dar-

über hinaus im Interesse aller Bürger unseres Landes. Wir alle müssen wün-

schen, daß diese Arbeitsgemeinschaft mit unverminderter Tatkraft und Aktivi-

tät ihren Weg in das zweite Vierteljahrhundert ihres Bestehens fortsetzt. 
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GRUSSWORTE 

von 

Renate 	Bellmann 

Stellvertretende Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
für juristisches Bibliotheks- und Dokumentationswesen 

Verehrte Anwesende, lieber Herr Dietz! 

Im Namen der Arbeitsgemeinschaft für das juristische Bibliotheks- und Doku-

mentationswesen beglückwünsche ich Sie sehr herzlich zu Ihrer heutigen 

Jubiläumsveranstaltung. Die Tatsache, daß Sie auf fünfundzwanzig Jahre 

erfolgreiche Arbeit im parlaments- und behördenbibliothekarischen Bereich 

zurückblicken, ist wirklich ein Grund zum Feiern. Sie sind fast zu beneiden; 

denn Sie haben die Lebensjahre erreicht, in dem sich jugendliche Tatkraft 

mit der Erfahrung des beginnenden Alters paart - beides unerläßlich, ja 

sogar erforderlich für die künftige Arbeit. 

Vor etwa zehn Jahren gründete sich unsere Arbeitsgemeinschaft. Zunächst ge-

stalteten sich die verwandtschaftlichen Beziehungen in der Weise, wie dies 

manchmal unter Verwandten zu geschehen pflegt. Die Zeit wirkte auch hier 

als Heilmittel. Für Sie sind und bleiben die Parlaments- und Behördenbiblio-

theken der zu beackernde Boden, während wir für die juristischen Bibliothe-

ken und die rechtswissenschaftlichen Bestände der großen wissenschaftlichen 

Allgemeinbibliotheken zuständig sind. Und es gibt auch Institutionen, die 

bedingt durch ihren Aufgabenbereich sowohl bei Ihnen als auch bei uns ver-

treten sind. Soweit mir bekannt ist, hat in den Jahren unserer beider Exi-

stenz keine Bibliothek ihre Mitgliedschaft in einer Arbeitsgemeinschaft 

mit der Begründung aufgegeben, sie gehöre der anderen an. Dies bedeutet, 

jeder von uns hat seine Existenzberechtigung und stellt diese auch unter 

Beweis. Das geschieht in mannigfachen Formen. In Anbetracht dieser Situation 

haben wir uns zu partnerschaftlicher Zusammenarbeit gefunden. Es freut mich, 

dieses heute sagen zu können. Zweifellos handelt es sich um eine gute Sache, 

deren Auswirkungen auch im Bibliothekswesen ihren Niederschlag finden. 

Insbesondere haben Sie sich mit den von Ihrer Arbeitsgemeinschaft heraus-

gegebenen Publikationen, den "Mitteilungen" und den "Arbeitsheften" profi- 
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liert. Beide enthalten mehr als die Ergebnisse geleisteter Arbeit, und schon 
das wäre viel! Sie weisen darüber hinaus auf die in der Zukunft in Angriff 
zu nehmenden Aufgaben der Parlaments- und Behördenbibliotheken. 

Sie, lieber Herr Dietz, haben die Ehre und das Vergnügen, die Glückwünsche 
zum 25jährigen Jubiläum als Vorsitzender entgegenzunehmen. Doch ich bin 
sicher: Sie wissen, diesen Tag nur deshalb begehen zu können, weil auch die 
vor Ihnen amtierenden Vorsitzenden mit Tatkraft und mühevoller Kleinarbeit 
wirkten und damit beitrugen, Ihre Arbeitsgemeinschaft zu dem zu gestalten, 
was sie heute ist. 



GRUSSWORTE 

von 

Walter 	Manz 

Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Spezialbibliotheken 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Herren des Vorstands, 

lieber Kollege Dietz, sehr verehrte Gäste! 

Es ist mir eine große Freude und Ehre, Ihnen heute aus Anlaß des 25-jährigen 

Bestehens Ihrer Arbeitsgemeinschaft die Grüße der Spezialbibliotheken der 

Bundesrepublik Deutschland zu übermitteln. Die "Arbeitsgemeinschaft der Spe-

zialbibliotheken" und die Sektion 5 "Wissenschaftliche Spezialbibliotheken" 

im Deutschen Bibliotheksverband grüßen Sie auf das Allerherzlichste. Ich 

überbringe Ihnen gleichzeitig die besten Wünsche meiner Kollegen zu Ihrem 

Jubiläum. In all den Jahren seit Bestehen Ihrer Arbeitsgemeinschaft haben 

die Verbände der Spezialbibliotheken regen Anteil an Ihrer Arbeit und Ihren 

Zielen genommen. Wir erfreuten uns dabei stets eines offenen Dialogs und der 

immer spürbaren Bereitschaft zur kollegialen Zusammenarbeit. In den zurück-

liegenden 25 Jahren ist sehr viel gemeinsam überdacht, sehr viel gemeinsam 

geplant und vieles davon auch erreicht worden. Dafür sei Ihnen, sei dem 

Vorstand und insbesondere auch den älteren Kollegen Ihrer Arbeitsgemein-

schaft, herzlichst gedankt. Bibliothekarische Arbeitsgemeinschaften, meine 

Damen und Herren, erheben den Anspruch, mehr zu sein als nur Wahlverwandt-

schaften. Arbeitsgemeinschaften entstanden meist  ais Not- und  Hilfsorganisa-

tionen  in Zeiten des Um- oder Aufbruchs. Sie führen deshalb an vorderster 

Stelle ihrer Satzungen die Verpflichtung zu gegenseitiger Hilfe und zur För-

derung allgemein nützlicher Vorhaben. Die Arbeitsgemeinschaft der Spezial-

bibliotheken ist entstanden in der unmittelbaren Nachkriegszeit, als die 

Versorgung der neu entstehenden staatlichen und industriellen Forschungs-

einrichtungen mit spezieller Literatur unermeßliche Schwierigkeiten berei-

tete. Ihre Schwesterorganisation, die Arbeitsgemeinschaft der Parlaments-

und Behördenbibliotheken, erwuchs in einer Zeit der sich konsolidierenden 

neuen Staats- und Verwaltungsordnung. Hier meine ich, meine Damen und 

Herren, liegen die Wurzeln unserer gemeinsamen Arbeit. Nicht allein die 

Bereithaltung spezieller oft kurzlebiger und schwer beschaffbarer Literatur, 

nicht allein die sachliche Bezogenheit auf Projekte und Programme, nicht 
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allein der hohe Erschließungsgrad und die Aufbereitung von Inhalten machen 

das Wesen von Spezialbibliotheken aus. Die Spezial- und Behördenbibliothek 

ist - so meine ich - weit mehr als alle anderen Bibliothekstypen bestimmt 

von der Summe aller Einzelaufgaben, nämlich der aktiven Förderung der wis-

senschaftlichenKommunikation als Voraussetzung für Fortschritt und Entwick-
lung. An dieser Stelle sei mir erlaubt, auf die Verdienste früherer Vor-

standsgenerationen unserer beiden Arbeitsgemeinschaften hinzuweisen. Sie 
haben in enger Beziehung zum Nutzer die gesellschafts- und wissenschafts-

politische Verpflichtung unserer Bibliotheken erkannt und die Arbeitsgemein-

schaft darauf ausgerichtet. Sie haben schon zu ihrer Zeit Maßnahmen einge-

leitet, die unsere heutige Informationslandschaft weitgehend bestimmen. Ich 

freue mich ganz besonders, unter den Gästen dieser Veranstaltung den frühe-

ren Vorstandsvorsitzenden der ASpB, Herrn Dr. Fischer, zu sehen. Herr 
Fischer war zur gleichen Zeit Mitglied des Vorstandes der APBB, ihm ist es 
sehr früh schon gelungen, unsere beiden Arbeitsgemeinschaften auf ihr ge-

meinsames Ziel hin auszurichten. Seinem Sachverstand und seiner Verbunden-
heit zu beiden Verbänden ist es zu verdanken, daß ASpB und APBB seit 1969 

Fachtagungen gemeinsam - demnächst übrigens 1981 in Aachen - veranstalten. 

Meine lieben Kollegen, Sie haben sich für Ihr Jubiläum ein Thema gewählt, 
das es erlaubt, ein Spannungsverhältnis aufzuzeigen, auf dem der Erfolg 
oder der Mißerfolg unserer täglichen bibliothekarisch-dokumentarischen 

Arbeit beruht. Dabei wird man unbestritten davon auszugehen haben, daß 
Gesellschaft und Wissenschaft als Phänomene, die sich wechselseitig bedingen, 
durch die Notwendigkeit der wissenschaftlichen Kommunikation gerade der 
Spezial- und Behördenbibliothek einen unverrückbaren Standort in unserer 
Gesellschaft angewiesen haben. Man darf gespannt sein über die Ausführungen 
der Redner zu diesem Thema. Die Arbeitsgemeinschaft der Spezialbibliotheken 
und die Sektion des Deutschen Bibliotheksverbandes freuen sich mit Ihnen 
über den Erfolg Ihrer Arbeit in den vergangenen 25 Jahren. Mit unseren 
Wünschen für die Zukunft verbinden wir unsere uneingeschränkte Bereitschaft 
zur weiteren engen Zusammenarbeit im Interesse unserer Nutzer. Den Vor-
standskollegen und Ihnen, lieber Herr Dietz, wünsche ich einen erfolgrei-
chen Verlauf dieser Veranstaltung. 
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GRUSSWORTE 

von 

Dietrich 	Höroldt 

Zweiter Vorsitzender des Vereins deutscher Archivare 

Herr Direktor beim Deutschen Bundestag, Herr Vorsitzender, 

meine Damen und Herren! 

Im Namen des Vereins deutscher Archivare habe ich die Ehre, Ihnen zu Ihrem 

heutigen 25jährigen Jubiläum der Arbeitsgemeinschaft herzliche Glückwünsche 

und kollegiale Grüße zu überbringen. Bibliotheken und Archive haben viele 

Berührungspunkte, die nicht immer problemlos sind. Die Beziehungen zwischen 

den Behörden- und Parlamentsbibliotheken und den Archiven aber sind noch 

enger als allgemein. Uns vereint, daß wir den gleichen Arbeitgeber haben, 

eben die Behörden, die Provenienzstellen, wie es in der Archivsprache 

heißt, und die Parlamente. Die meisten anderen Bibliotheken sind stärker 

dem Bildungswesen oder der Uffentlichkeit verhaftet; Sie, die Parlaments-

und Behördenbibliotheken, dienen - genau wie wir - zunächst und in erster 

Linie eben den Behörden und Parlamenten. Das drückt sich auch in der Arbeit 

und im Material aus. Die Berührungspunkte werden mit der Modernisierung 

des Dokumentationsgutes immer enger und damit die Zusammenarbeit zwischen 

Ihnen und uns immer notwendiger. Ich nenne nur als Stichpunkte das Problem 

der Amtsdrucksachen und vor allen Dingen das der ADV, die uns gleicher-

maßen bedrängen. In diesem Sinne darf ich Ihnen für ein weiteres gedeihli-

ches Zusammenarbeiten alles Gute wünschen und hiermit erklären, daß wir 

Archivare auch ferner gerne mit Ihnen zusammenwirken. 
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GRUSSWORTE 

von 

Ernst 	Lutterbeck 

Ehem. Präsident der Deutschen Gesellschaft für Dokumentation 

Meine Damen und Herren! 

Ihr Vorsitzender hat mich gebeten, im Namen der Dokumentationsseite einige 
Grußworte zu sprechen. Dies ist ein beachtliches Faktum, denn Herr Dietz 
hätte einen Dokumentar vor wenigen Jahren noch nicht einmal zu so einer Ver-
anstaltung eingeladen. Man hat mich außerdem gebeten, auch kurz auf die 
"besonderen Beziehungen" - so hat er sie in seinem Schreiben genannt - 
zwischen Dokumentaren und Parlaments- und Behördenbibliothekaren einzugehen. 
Dabei sind sicherlich nicht solche besonderen Beziehungen gemeint, die nur 
noch besser werden können. Ich komme dieser Bitte aus zwei Gründen sehr 
gerne nach. 

Erstens ist es mir persönlich ein ganz echtes Bedürfnis, Ihnen die besten 
Grüße der Deutschen Gesellschaft für Dokumentation und des Vereins deutscher 
Dokumentare zu überbringen, ein Bedürfnis deshalb, weil ich ja gleichzeitig 
bis vor zehn Tagen - genau zehn Tagen - Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 
der Büchereien der obersten Bundesbehörden gewesen bin. Die Deutsche Gesell-
schaft für Dokumentation und der Verein deutscher Dokumentare haben ja letz-
te Woche in Berlin ihren deutschen Dokumentartag gehabt mit einer nie erleb-
ten Teilnehmerzahl; manche von Ihnen hier im Saal waren ja dabei und konnten 
also selber feststellen, daß die Dokumentation (oder wie man heute besser 
sagt: Information und Dokumentation) schon lange die Eierschalen des Parvenüs 
abgeworfen hat, und daß sie auch nicht etwa eine Folge der DM-Millionen des 
Programms der Bundesregierung zur Förderung der Information und Dokumenta-
tion ist. Es verhält sich vielmehr gerade umgekehrt: die DM-Millionen wären 
nicht bereitgestellt worden, und das IuD-Programm gäbe es heute gar nicht, 
wenn nicht seit Ende des vorigen Jahrhunderts, in unserem Land eigentlich 
erst seit 1948, einige wenige Pioniere die Grundlagen dafür gelegt hätten, 
einige Pioniere, die lange Zeit von den Bibliothekaren als quantité néglige-
able, bestenfalls als verschrobene Spinner oder auch als potentielle Konkur- 
renten angesehen worden waren. 
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Zweitens: Das Verhältnis der Dokumentare zu den Behördenbibliothekaren und 

Parlamentsbibliothekaren wird geradezu symbólhaft widergespiegelt durch das 

Verhältnis, das ich während meiner Tätigkeit im Innenministerium zu Ihrem 

Vorsitzenden hatte. Es hat, das kann ich Ihnen sagen, einige Zeit gedauert, 

bis es mir gelungen ist, das ziemlich tiefe Mißtrauen und später das herab-

lassende "Na ja, machen Sie mal" bei Herrn Dietz zu beseitigen. Mehr und 

mehr entstand dann aber zwischen uns das ., was heute generell gilt für das 

Verhältnis zwischen Dokumentaren und Bibliothekaren, das Gefühl der Zusam-

mengehörigkeit, der gegenseitigen Ergänzung und des Aufeinanderangewiesen-

seins. Das erste Mal, daß ich merkte, daß bei Herrn Dietz ein Stromkreis 

geschlossen worden ist, war, als ich etwa 1976 -in meiner Eigenschaft als 

Präsident  der Deutschen Gesellschaft für Dokumentation - den sogenannten 

ABD-Kreis ins Leben gerufen hatte. ABD steht für Archivwesen, Bibliotheks-

wesen, Dokumentationswesen; ein Kreis, über den ich jetzt aus Zeitgründen 

nicht mehr sagen kann. Es geht ja aus dem Namen hervor, daß seine Existenz-

berechtigung daraus abgeleitet wird, daß er für Kooperation und Koordinie-

rung zwischen diesen drei Bereichen des Informationswesens sorgen soll. 

Dieser Geist, der damals zum Durchbruch gekommen ist, hat sich inzwischen 

nach meiner Meinung ganz erheblich weiterentwickelt, was auch durch  diese 

Tagung zum Ausdruck kommt. Oberhaupt bin ich  der  Meinung, daß gerade Parla-

ments- und Behördenbibliothekare in der Tat "besondere Beziehungen" zu 

Dokumentaren haben sollten, und zwar deshalb, weil sie ja nicht nur Spezial-

bibliotheken sind, sondern solche Spezialbibliotheken,  die von jeher schon 

zwischen Bibliothekswesen und Dokumentation standen und  Aufgaben  von beiden 

Seiten zu erfüllen hatten; und auch deshalb, weil sie jetzt in starkem Maße 

in die Aufgaben hineinwachsen sollten, die heute moderne Informationsver-

mittlungsstellen wahrnehmen müssen; als Informationsvermittlungsstellen je-

weils für ihre Behörde in dem Sinne, wie auch Herr Dr .. Simmler dieses ja 

vorhin schon einmal erwähnt hat: für ihre Benutzer  in den Parlamenten und 

Behörden jeweils die Informationen aus den Fachinformationssystemen des 

IuD-Programms und aus den anderen, auch ausländischen und internationalen, 

Informationssystemen und Datenbanken zu beschaffen. Die Bibliotheken sollten 

das tun, nicht irgendwelche EDV-Referate, die dafür nicht kompetent sind. 

Das werden sie aber nur können, wenn sie sich auch verstärkt Wissen und 

Erfahrung aus dem Bereich der Information und Dokumentation aneignen. In 

den neuen Fachhochschulen sind ja bereits integrierte Ausbildungsdänge für 

Bibliothekare und Dokumentare eingerichtet worden, wobei, was die Fachhoch-

schule des Bundes anbetrifft, ja ebenfalls wieder Herr Dietz und ich ver-

trauensvoll zusammengearbeitet haben. 
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In diesem Sinne, das heißt im Sinne einer immer noch besser werdenden Zu-
sammenarbeit, meine sehr verehrten Damen und Herren, möchte ich Ihnen sehr 
herzlich zu Ihrem 25. Jubiläum gratulieren und Ihnen für den Verlauf dieser 

Tagung alles Gute wünschen. Damit Herr Dietz aber auch bei der Stange 
bleibt, da ich aus gesundheitlichen Gründen vor zehn Tagen vorzeitig in 

den Ruhestand getreten bin und da ich also nicht mehr auf ihn aufpassen 

kann, überreiche ich ihm zur Ermutigung und als Dank für die gute Zusammen-

arbeit sowie als Symbol für das Verhältnis zwischen Dokumentaren und Parla-

ments- und Behördenbibliothekaren ein Autorenexemplar der soeben erschiene-

nen zweiten Auflage des Grundlagenbuches der Information und Dokumentation. 

Ich hoffe, es wird dazu beitragen, daß er von dem Geist, den wir in gemein-

samer Zusammenarbeit entwickelt haben, auch weiterhin beseelt sein wird. 

In diesem Sinne möchte ich Ihnen nochmals einen guten Verlauf Ihrer Tagung 

wünschen. 
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FESTVORTRAG 

Umrisse einer freien Informationsgesellschaft 

von 

Ulrich Lohmar 

1. Parlament und Behörden  

Daß die Parlaments- und Behördenbibliotheken der Bundesrepublik gemeinsam 

ihr 25-jähriges Bestehen feiern, ist ein Ereignis, das eine nicht alltäg-

liche Dimension enthüllt. Parlamente und Behörden - das sind zwei Insti-

tutionen in unserem Staat, die jedenfalls von verfassungswegen getrennte 

Wege gehen. Die einen nennt man die Legislative, die anderen gehören zur 

Exekutive. Aber dieses Bild der wechselseitigen Gewaltenhemmung, einst 

bei Montesquieu entlehnt, stimmt ja mit der Wirklichkeit unserer parla-

mentarischen Tage kaum noch überein, denn parlamentarische Mehrheiten und 

die von ihnen gebildeten politischen Exekutiven sind in der realen Politik 

Verbündete. Nur die Opposition bemüht sich darum, den Mehrheitsast abzu-

sägen, auf dem die Regierung sitzt, um alsdann selber auf diesem Ast Platz 

nehmen zu können. So hat einer meiner politischen Lehrer, Fritz Erler, die 

Aufgabe der Opposition einmal beschrieben. 

Parlamente wie Behörden sind an der Mitwirkung bei der politischen Willens-

bildung und bei der Herausarbeitung politischer Alternativen gleichermaßen 

beteiligt. Beide unterscheiden sich jedoch in zwei wichtigen Merkmalen ihrer 

Struktur und Arbeitsweise: Parlamente wirken prinzipiell öffentlich, ohne 

deshalb auch immer öffentlich erkennbar zu verhandeln. Behörden hingegen 

wirken prinzipiell nicht öffentlich. Sie schirmen sich im Gegenteil bei-

spielsweise durch Informationsbarrieren ab: Da gibt es Vorgänge "Nur für 

den Dienstgebrauch", "Vertraulich", "Geheim", "Streng vertraulich" bei 

mancherlei Staatsangelegenheiten. Diese Informationsbarrieren begründen zu-

gleich eine behördeninterne Informationshierarchie und die Abschottung der 

Behörden gegenüber der Uffentlichkeit, also gegenüber den Bürgern unseres 
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Landes. Und ein zweites: Parlamentarier sind prinzipiell mit gleichen 

Rechten und Pflichten ausgestattet, während in den Behörden die prinzi-

pielle Ungleichheit der Kompetenzen gilt, ein Resultat ihrer hierar-

chischen Organisationsform. Das besagt natürlich wiederum nicht, daß wir 

es in den Parlamenten mit einer tatsächlichen Gleichheit aller Abgeord-

neten zu tun hätten. Das walte Onkel Herbert, aber auch ein paar andere! 

Innerhalb der Behörden wird die Hierarchie andererseits ebenso aufgelok-

kert durch Personalräte, Parteieinflüsse und Lobbyisten unterschiedlicher 

Art und Güte. 

Gleichwohl führt die Orientierung an der Offentlichkeit oder an deren 

Gegenteil sowie die Markierung der formalen Gleichheit bzw. der hierar-

chischen Einordnung zu unterschiedlichen Sichtweisen bei Parlamenten und 

Behörden. Die Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behördenbibliotheken 

hat ihren Platz gleichsam im Fadenkreuz von Parlamenten und Behörden ge-

funden. 

Und beide Arten von Bibliotheken wissen wohl ein Lied davon zu singen, aus 
welch unterschiedlichen Gründen Volksvertreter oder Beamte den intellek-

tuellen Zuspruch der ihnen zugeordneten Bibliotheken suchen. Da gibt es 

die Klienten, die auf der Suche nach Alibi-Argumenten sind. Sie wollen 

das, was sie im Sinn oder vorhaben, durch Argumente anderer, möglichst 

angesehener Zeitgenossen anreichern und dadurch "absichern". Da gibt es 

solche, die sich in dem Gestrüpp spezialisierter Vorschriften und An-

sichten ohne die Hilfe des bibliothekarischen Fachmannes nicht mehr zu-

rechtfinden können. Sie würden oft Blinde Kuh spielen müssen, gäbe es den 

Helfer in der Bibliothek nicht. Und da gibt es schließlich auch diejenigen, 

die der Endgültigkeit ihrer bislang erworbenen Informationen und Meinungen 

mißtrauen und mit Hilfe des Bibliothekars nach neuen Möglichkeiten des 

Denkens und Handelns forschen. Sie haben sich die gute Eigenschaft von 

Kindern bewahrt, die Fragen stellen und neugierig bleiben, anstatt für 

alles und jedes perfekte Antworten bereitzuhalten. Vielleicht sind das 

diejenigen, die dem Bibliothekar  am nächsten stehen und in ihm einen Part-

ner des Suchens finden. 

Insgesamt ist es jedoch nur eine Minderheit von Abgeordneten oder Beamten, 

die Hilfe und Rat bei den Bibliothekaren suchen. Und diese Minderheit muß 
man schon deshalb insgesamt loben, weil sie sich - aus welchen Motiven im 

einzelnen auch immer - gedanklich anreichern lassen will. Die Mehrheit 
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aber, die zwar die finanziellen Mittel für die Bibliotheken mit bewilligt, 

sie aber selten oder nie aufsucht, verharrt bei der liebgewonnenen Gewohn-

heit, längst Gewußtes oder Gemeintes stets aufs Neue zu reproduzieren. Dies 

sind die Generalisten der Politik und der Bürokratie. Sie werden von keinem 

Zweifel an bisherigem Wissen und erworbener Erfahrung geplagt. Allenfalls 

lassen sie einmal dieses oder jenes für sich lesen. Gleichwohl sei auch 

ihnen ein bescheidenes Lob gespendet, denn sie könnten das Geld der Steuer-

zahler ja auch für andere Zwecke ausgeben als für die Behörden- und Perla-

mentsbibliotheken. 

2. Die Informationslawine 

Die literarischen Nichtsnutze und Nichtnutzer von Bibliotheken leiden 

- eine gerechte Strafe für ihre Ignoranz - mehr als andere daran, daß sie 

von Informationen aus zweiter oder dritter Hand leben müssen. Bundeskanzler 

Helmut Schmidt hat diesen Umstand, als er noch Fraktionsführer der Sozial-

demokraten im Bundestag war, in einem klugen Vortrag beklagt und sich wohl 

auch deshalb die Zeit und die Fähigkeit bewahrt, selber noch Bücher zu 

lesen. Denn Bücher sind nicht nur jeweils ein Stück eingefangener oder 

beobachteter Realität, sondern sie enthalten nicht selten auch Entwürfe 

für mögliche neue Realitäten. "Reale Utopien", wie Walter Dirks sie ge-

nannt hat, findet man eher in guten Büchern als beim Fernsehen oder in 

Zeitungsartikeln. 

Gleichwohl könnten die Zyniker gegenüber dem Lesen von Büchern einwenden, 

daß die meisten Bücher ja schon veraltet seien, wenn sie auf den Markt 

kommen. In der Tat ist die Zeitspanne etwa von einer Forschungsidee bis 

zum Vorliegen nachlesbarer Resultatê oft erstaunlich lang. Es kommt hinzu, 

daß unsere moderne Zivilisation ständig neue Informationen produziert und 

daB die Summe des insgesamt Gewußten sich explosionsartig ausweitet. Mit 

dieser Explosion von Wissen und Informationen geht die Parzellierung des 

Wissens einher. Spezialisten wissen in ihrem eigenen schmalen Gehege gut 

Bescheid, darüber hinaus aber sind sie kaum informiert. Durch die Ver-

schränkung der Explosion des Wissens und der Parzellierung eben dieses 

Wissens entstehen zwei neue Probleme: Einmal das der richtigen Auswahl und 

zweitens das der  Übersicht über das Ganze. 
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Beide Schwierigkeiten lassen sich nicht nur für den Fernsehkonsumenten 

oder bei Tageszeitungen beobachten, sondern sie zeigen sich auch bei den 

Büchern.  Man muß sich einmal klarmachen, was es bedeutet, daß jeder un-

serer Taschenbuchverlage in der Bundesrepublik täglich ein neues Taschen-

buch auf den Markt wirft! 285 000 Titel auf der Frankfurter Buchmesse. Die 

durchschnittliche literarische Lebenserwartung, auf den Käufermarkt bezo-

gen, eines Taschenbuchs beträgt acht Wochen, die eines "richtigen" Buches 

ein halbes Jahn! All dies gibt den Ignoranten  gegenüber dem Buch ein ex-
kulpierendes Argument an die Hand: Da man nicht alle Bücher lesen kann und 

die Auswahl überdies zunehmend schwieriger wird, kann man sich das Lesen 

auch gleich schenken! 

Aber die Tatsache, daß die moderne Buchproduktion unendlich viele lite-

rarische Mosaiksteine auf den Markt wirft, ohne daß ein gemeinsames Mo-
saikbild daraus entsteht, ist ja keine auf das Buch beschränkte Erfahrung. 

Die durchschnittliche Lebensdauer eines Autotyps, einer Waschmaschine oder 

eines Fotoapparats ist mit dem Tempo der industriellen Entwicklung auch 

immer geringer geworden. Gleichwohl verzichten wir nicht darauf, uns ge-

legentlich eine neue Waschmaschine, einen neuen Fotoapparat oder ein neues 

Auto zu kaufen - wenn ich von mir einmal absehe, der ich die Bundesbahn, 

das Flugzeug oder das Fahrrad vorziehe. 

Nein, ein Buch zur Hand zu nehmen, hat auch angesichts der Explosion der 

Bücherproduktion  und der Schwierigkeit der Auswahl seinen eigenartigen 

Reiz behalten. Das Lesen eines Buches beläßt dem Leser die Souveränität 

bei der Verwendung seiner Zeit. Man braucht ein Buch nicht in einem Zug 

durchzulesen. Man kann die LektUre unterbrechen, das Gelesene überdenken,  

mit anderen darüber  sprechen, Vergleichendes zu Rate ziehen. Man behält 

die Freiheit der Wahl bei der Auswahl des Buches und beim Umgang mit ihm. 

Zudem werden neben dem Denkzentrum und dem Auge auch die Hände in das 

Lesen einbezogen, denn sie halten das Buch fest, sie blättern die Seiten 

um oder fügen hier und da eine Anmerkung an den Rand des Textes ein. Beim 

Radio hingegen können wir nur unser Ohr nutzen, beim Fernsehen lediglich 

das Auge und das Ohr. Die Mitwirkung der Hände beschränkt sich darauf, den 

Apparat einzuschalten oder abzuschalten, und eine Souveränität im Umgang 

mit den angebotenen Hörfunk- oder Fernsehprogrammen im Zeitablauf haben 

wir nicht: Wir folgen dem angebotenen Programm entweder in der vorbe-

reiteten Abfolge, oder wir tun es nicht. Der Umgang mit dem Radio und dem 

Fernsehen verengt sich also in gewisser Weise auf die binäre Einfalt des 



-21 - 

Computers, der auch nur ja oder nein sagen kann. Vom Telefon in diesem Zu-

sammenhang zu sprechen, verbietet eigentlich die intellektuelle Pietät. 

Man muß zwar den Hörer des Telefons festhalten, aber sonst kann man damit 

wenig machen. Reden und hören vollzieht sich dabei in der nicht engagierten 

Distanz zum unsichtbaren Partner, und so ist das Telefon denn auch für 

viele ein Instrument des Ersatzes für wirkliche Arbeit geworden. Wer gerade 

nicht arbeiten will oder muß, telefoniert eben. Er ist dann auch beschäftigt 

und hat überdies eine plausible Ausrede sich und anderen gegenüber, daß 

er zum Arbeiten wieder einmal nicht gekommen sei. 

3. Der Einbruch der Informationstechnologien  

Die Bibliothekare guten Stils und alter Schule sehen sich mehr und mehr 

auch mit den Erzeugnissen der modernen Informationstechnologien konfrontiert. 

Da gibt es Microfiches, Videoapparate, Computer, ganze Informationssysteme. 

Diese Informationssysteme sind sozusagen die Schuttabladeplätze unserer In-

formationsgesellschaft. Sie erlauben es, auf kleinem Raum all das zu 

' speichern, was im Augenblick nicht gebraucht wird. Aber das Buch hat sich 

in dieser technologischen Wunderwelt einen seltsamen Ausweg gebahnt, der 

es in Grenzen überleben läßt. Das Buch hat sich mit den Fotokopiergeräten 

verbündet. Sie verführen uns zwar dazu, jeweils nur für wichtig gehaltene 

Ausschnitte aus einem Buch zu reproduzieren, aber sie sichern dem Buch 

auch eine reproduzierte Oberlebenschance, einen schmalen Zugang zur Be-

achtung durch die Menschen. 

Gleichwohl wird sich das Buch mit den Widrigkeiten der modernen Informations-

welt in anderen Dimensionen herumschlagen müssen. Die Informationssysteme 

haben für ihren Umgang miteinander und mit ihnen eine Sprache erzeugt, die 

aus einer Mischung mathematischer, physikalischer und englischer Wortfetzen 

und Begriffe besteht. Hinzu kommt, daß wir für alles und jedes eine in Buch-

staben oder in Ziffern ausdrückbare Form der sogenannten Abkürzung entwickelt 

haben. Diese Marotte hat auch vor dem Grundgesetz unserer Republik nicht 

haltgemacht. Die freiheitlich demokratische Grundordnung wurde kurzerhand 

in die F.D.G.O. verkürzt, und auch die Abkürzung "BRD" ist kein heimtückischer 

Importartikel aus dem feindlichen Bruderland DDR, sondern dieses Kürzel ent-

spricht einfach unserer überhandnehmenden Neigung, Inhalte in eine dürre 

Kürzelsprache einzuschnüren. 
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Die Explosion von Wissen hat, gefördert durch die Informationstechnologien, 

noch eine andere Wirkung mit sich gebracht. Die berufliche oder öffent-

liche Geltung von Wissen ist meist kurz bemessen. Wissen und damit Er-

fahrung zerfallen in ihrer anerkannten Geltung und in ihrer Brauchbarkeit 

sehr viel schneller als früher. Hermann Lübbe hat in diesem Zusammenhang 

darauf aufmerksam gemacht, daß der Zwang zum ständigen sozialen Wandel 

unsere Erinnerungsstabilität gefährde und die Bildung neuer Traditionen 

fast unmöglich mache. Unsere Gewißheiten veralten, bevor sie tragfähig 

geworden sind. In den wechselnden Meinungs- und Wortmoden der Politik 

kann man das an vielen Beispielen belegen. Vor zehn Jahren war die Planung 

Hin", heute sprechen wir von Analysen und Prognosen. Einst, im Frühling 

der sozialliberalen Koalition, sprach man von Zukunftsentwürfen, heute 

von der Wirkungsforschung. Unser Verschleiß an Wortbildern ist beträcht-

lich, denn wir produzieren zuviel Impuls-Müll. 

Der Europachef der IBM, Maisonrouge, beobachtet drei durchgehende Reak-

tionen auf die neue Welt, die vor allem durch die Informationsmengen und 

ihre Be- und Verarbeitung geprägt worden sind. Wir seien, so meint er, von 

einem technischen, einem bürokratischen und einem Krisenimperativ bestimmt. 

Der technische Imperativ meint: Wenn etwas machbar ist, dann muß es auch 

gemacht werden. Der bürokratische Imperativ bedeutet: Was einmal ge-

schehen ist, läßt sich nicht ungeschehen machen. Und der Krisenimperativ 

flüchtet sich in eine andere Maxime des Verhaltens: Wenn es schon sein 

muß, dann immer im letzten Augenblick. 

Maisonrouge findet, demgegenüber müßten wir ein Management der Komplexität 

entwickeln, das sich vor allem auf ein qualitatives Wachstum und auf eine 

bessere Effektivität unserer Organisationsformen beziehen sollte. In der 

Tat ist es wohl so, daß wir die Grundfrage der organisierten modernen 

Welt, nämlich die richtige Verknüpfung von Organisationsformen mit den 

Inhalten, für die Organisationen einmal geschaffen wurden, nicht selten 

aus dem Blick verloren haben. 

Ein besseres Management der Komplexität wird als Aufgabe auch auf die 

Bibliotheken vor allem in den politisch relevanten Bereichen unserer Ge-

sellschaft zukommen. Dabei ist eine Entscheidung in unserem eigenen Be-

wußtsein wichtiger als alle anderen Entscheidungen: Wir dürfen das, was 

wir denken und tun, nicht von den glitzernden und gleißenden Informations-

maschinen aller Art vorformen und verformen lassen. Denn auch in der neuen 
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Welt der Informationslawinen und ihrer Systeme bleibt eines so, wie es 

immer war: Eine Maschine hat noch nie eine eigene Idee gehabt, der Mensch 

aber wenigstens gelegentlich. 

4. Der Bibliothekar 

Das Wort Persönlichkeit hat in unserer Zeit eine seltsame Verengung durch-

gemacht. Schlägt man z.B. den Stellenteil der "Frankfurter Allgemeinen 

Zeitung" auf, so werden dort allenthalben "Führungspersönlichkeiten" ge-

sucht, gerade so, als ob sich das Wort "Persönlichkeit" nur noch mit 

Führung in Verbindung bringen lasse. Entscheidungsschwäche ist denn auch 

der herbste Tadel, den sich etwa ein Politiker zuziehen kann. Eine "Dulder- 

persönlichkeit" oder eine "Helferpersönlichkeit" können wir uns offenbar 

gar nicht mehr vorstellen. 

Und doch möchte ich meinen, daß der gute Bibliothekar vor allem eine Helfer- 

persönlichkeit ist und sein muß, manchmal vielleicht auch eine Dulderper-

sönlichkeit. Für seine bunte Klientel ist der Bibliothekar eine Art Fleet 

in Being. Er muß dasein, wenn man ihn etwas fragen möchte, und er muß 

Antworten auf sehr unterschiedliche Fragen bereithalten oder finden helfen. 

Er braucht Obersicht und Einsicht: Obersicht über die Literatur und Einsicht 

in die Suchprobleme seiner jeweiligen Gesprächspartner. 

Ich kenne zwei große Archive bedeutender Pressehäuser in unserer Republik 

ganz gut. Archive sind natürlich keine Bibliotheken, ich weiß es wohl. 

Aber die beiden Archive machen den Unterschied im Arbeitsstil und damit in 

der Sache deutlich, um den es hier geht. Im einen Archiv suchen lebendige 

Archivare, mit einer Suchfrage bestückt, kraft ihrer Erinnerung und ihrer 

Findigkeit all das heraus, was den Fragenden einer Antwort näherbringen 

könnte. Der Anfrager bekommt einen großen Stoß Material und muß darauf 

auch noch eine Weile warten. Dann muß er selber den Rest der "Sucharbeit" 

erledigen. Bei dem anderen Archiv sucht ein elektronisch gesteuertes In- 

formationssystem die partiellen Informationen heraus, die zu der gestellten 

Frage passen könnten. Der Anfrager erhält in diesem Fall sehr schnell die 

erbetenen Informationen, aber sie sind parzelliert und oft zuwenig komplex. 

Im einen Fall steht der Mensch, der Archivar, noch im Vordergrund des Ge-

schehens, im anderen Fall das gespeicherte und gesteuerte Informations-

system. Zurechtkommen kann man wahrscheinlich mit beiden Arbeitsformen, 
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aber menschlicher ist sicher diejenige, in der wir es noch mit Menschen 

und nicht nur mit Maschinen zu tun haben. 

Der Bibliothekar ist in dieser Hinsicht in einer ähnlichen Situation wie 

der gute Archivar. Er sieht sich wechselnden thematischen Anforderungen 

und fast immer dem Zeitdruck derjenigen ausgesetzt, die etwas von ihm 

wollen. Zugleich soll und muß er sich dabei die Gelassenheit des Suchens, 

Sichtens und Zusammenfügens bewahren. Die modernen Informationstechnolo-

gien machen ihn zu einem guten Teil auch zu einem Informationsingenieur, 

während er doch in einer arbeitsteiligen Welt eigentlich und mehr ein 

Kommunikationskonstrukteur sein sollte. Er muß die unterschiedlichen 

Sprachen der Wissenschaft, der Politik und der Administration wechsel-

seitig verständlich machen können. Er muß wissen und vermitteln, daß etwa 

das Wort "System" für einen Biologen etwas inhaltlich anderes ausdrückt 

als für einen ökonomen, einen Juristen oder einen Revolutionär. Insoweit 

ist der Bibliothekar auch ein stiller Teilhaber der Macht und der Mächti-

gen, weil es oft in seiner Hand liegt, ob bei seinen Klienten die richtige 

Lampe zur rechten oder linken Zeit aufleuchtet. 

Die gesammelten oder gespeicherten Informationsmengen in unserer Welt sind 

zum Orakel der Informationsbedürftigen und der oft Informationssüchtigen 

geworden. Der Bibliothekar hütet dieses Orakel, er kennt die Wegweiser in 

seinem verzweigten Labyrinth, er kann die Weichen stellen, hierhin oder 

dahin. Wenn er Glück hat mit seinen Klienten oder wenigstens mit dem einen 

oder anderen, kann er nicht nur ein Informationsteilhaber der Macht sein, 

sondern auch ein Geburtshelfer für Neugier, für Offenheit, für Aufbruch, 

vielleicht für Bildung. 

Insofern macht der Bibliothekar durch seine Existenz den schmalen Grad 

deutlich, auf dem wir uns bewegen, wenn wir unsere Welt im Griff behalten 

oder das wieder bewirken wollen. Er, der Bibliothekar, kann eine Brücke 

bauen zwischen den Merkern und den Tuern in unserer Zeit, wie Erich Kuby 

diese beiden Gruppen einmal beschrieben hat. Der Bibliothekar bleibt dabei 

wie wir alle den Grundrechten unserer Verfassung verpflichtet. Er muß dafür 

sorgen, daß sie ihre Strahlkraft auch in der verästelten Welt der modernen 

Informationsgefüge behalten. Im Grundgesetz ist die Rede von Grundrechten, 

nicht von Grundwerten. Das ist nicht von ungefähr so geschehen. Denn Grund-

rechte sind klar zu beschreiben, Grundwerte hingegen relativ beliebig zu 

interpretieren. Sachen haben einen Wert, Menschen hingegen eine Würde. In 
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vielen Büchern begegnen sich die Werte und die Würde. Die Werte zu pflegen 

und die Würde hüten zu helfen, das wird immer die Aufgabe auch derjenigen 

sein, die zwischen der Sache des Buches und den Anliegen der Menschen ver-

mitteln. Ich meine, das ist eine schöne Arbeit. 

5. Die vernetzte Welt 

Die neuen Informationstechnologien - gleichwohl - werden uns der Vernetzung 

der Welt näherbringen, und sie werden eine neue Qualität in dieses Netzwerk 

hineinbringen. Das erste Netz, das die Menschen miteinander knüpften, ergab 

sich aus dem Bedürfnis, das Leben und überleben des einzelnen und der Art 

zu sichern. Das zweite Netz wurde gewirkt, um sich in der komplexer werden-

den Umwelt behaupten zu können. Das dritte Netz, das wir heute zu knüpfen 

beginnen, erlaubt uns vielleicht, zu einem rationalen Modell der ganzen 

Welt vorzustoßen, in der alle ihre Lebenschance finden können. 

Marshall Mc Luhan hat die Welt der näheren Zukunft einmal als "Global 

Village" beschrieben. Von der technischen Kommunikationsstruktur her wird 

dies bald möglich sein, wenngleich Technik und Kommunikation allein uns 

den Weg in unser "globales Dorf" nicht ebnen können. Doch sie können 

helfen, Grenzen zu überwinden und Brücken zu schlagen. 

Mc Luhan meint, das neue Netz elektronischer Kanäle sei wie eine Erwei-

terung unseres eigenen Nervensystems. Und tatsächlich ist die Vernetzung 

der Welt ja auch kein Naturereignis, sondern ein Produkt menschlicher 

Gehirne. Die Elektronik vermittelt uns die Erweiterung unserer Fähigkeit, 

Informationen zu empfangen und zu verarbeiten. Wie wir sie nutzen und zu 

welchen menschlichen und gesellschaftlichen Zielen sie uns führen soll, 

bleibt wie bei jeder neuen Technologie ein Problem der moralischen und 

politischen Grundentscheidung unserer Gesellschaft. 

So gibt uns die vernetzte Welt sicher die Frage auf, wie wir denn einen 

Ausgleich zwischen technischem und sozialem Wandel auf der einen Seite und 

dem anderen Bedürfnis der Menschen finden können, mit dem einmal Gelernten 

und Erfahrenen ein Leben lang auskommen zu können. Es ist ja der Geist des 

Menschen, der sich auf Neues richtet. Seine Seele jedoch braucht Geborgenheit, 

sie muß irgendwo ihren Grund finden können, jenseits des technischen und 

sozialen Wandels und dennoch in seinen fortschreitenden Maßen. 
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Ein Bildersturm gegen Innovationen schlechthin würde uns allen nichts 

nützen und den Menschen wohl auch schlecht bekommen. Innovationen finden 

immer neue Antworten auf alte oder neue Fragen. Sie sind den Menschen sel-

ten in den Schoß gefallen, und sie waren zumeist technischer Art. Schon 

die sieben Wunderwerke der Architektur, die wir seit beinahe zwei Jahr-

tausenden bestaunen, zählen dazu: die Pyramiden, die Labyrinthe, die 

Hängenden Gärten, das ägyptische Theben, den ephesischen Artemis-Tempel, 

den Tempel von Kyzikos. In den späteren Jahrhunderten kamen dann die 

Kirchen hinzu; viele davon sind heute noch die Wahrzeichen unserer Städte. 

Wir werden unseren Nachfahren wohl die Atommeiler und die Beton-Zwing-

burgen der organisierten Welt als architektonisches Erbe hinterlassen. 

Die Motive, aus denen heraus Innovationen versucht wurden, waren stets 

unterschiedlich. Aber man wollte immer, jeweils mit den Mitteln der Zeit, 

etwas schaffen, was es vorher noch nicht oder nicht so gegeben hatte. Und 

man hatte dabei auch oft im Sinn, ein großes Problem auf zugleich prak-

tische und schöne Weise zu lösen. In der zweiten Ausgabe seiner Gedanken 

über die "Antiquiertheit des Menschen" kommt der betagte Beobachter un-

serer Zeit, Günther Anders, zu dem Ergebnis, daß der Mensch auch in un-

seren Tagen noch eine Menge Geräte geschaffen habe, die er für sich selber 

für nützlich hielt. Doch Anders meint, daß die Geräte allmählich beginnen 

würden, die Menschen zu beherrschen anstatt ihnen als eine Art technischer 

Butler zu dienen. 

Gleichwohl: Wir alle sollten es dennoch nicht aufgeben, uns selber und 

die jeweilige Sache, für die wir als Menschen einstehen. Ich wünsche 

Ihnen weiter den Mut dazu und Freude dabei. 
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FACHVORTRAGE 

Die Parlaments- und Behördenbibliotheken 

und ihre Benutzer 

- Anforderungen und Erfahrungen - 

Aus der Sicht eines Mitglieds des Deutschen Bundestages 

von 

Carl-Christoph Schweitzer 

Vorab entbiete ich Ihrer Vereinigung meine besten Grüße und Wünsche zum 

25jährigen Bestehen. In diesem Sinne: ad multos annos. Besondere einleiten-

de Worte der Anerkennung gelten aber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

der Bibliothek des Deutschen Bundestages. Als ein "Ureinwohner" 
der Bundes-

hauptstadt nach 1945 gehöre ich inzwischen sicherlich zu den Alterspräsiden-

ten unter den Dauerbenutzern dieser Bibliothek und müßte 
eigentlich fragen, 

ob in Ihren Reihen schon jemand vor 1951 die Bibliothek benutzt hat bzw. 

hat benutzen lassen. Ich habe des öfteren in Vorworten zu eigenen wissen-

schaftlichen Publikationen lobend auf die Bundestagsbibliothek hingewiesen 

und tue dies auch heute nur zu gerne. Wenn wir die Bundestagsbibliothek 

etwa mit der US-Library of Congress vergleichen, so steht sie zwar unter 

quantitativen Gesichtspunkten im Schatten ihres großen Bruders - und wird 

dies auch in Zukunft tun -, nicht hingegen unter qualitativen Aspekten, auf 

die noch zurückzukommen sein wird. 

Damit bin ich nun bei dem mir gestellten Kurzthema. Ich bitte um Ihr Einver-

ständnis dafür, daß ich meine Bemerkungen aus der Sicht langjähriger Er-

fahrungen mit der Bundestagsbibliothek auch als Professor der Politik-

wissenschaft anbringe. Ich beschränke mich in meinen Bemerkungen auf die 

Bundestagsbibliothek, sozusagen stellvertretend fUr die anderen Parlaments-

und Behördenbibliotheken in der Bundesrepublik Deutschland, obwohl ich 

aufgrund meiner Erfahrungen z.B. auch etwas sagen könnte zu der Bibliothek 

des Bundesministeriums des Innern, von der ich schon oft profitiert habe. 

Welche Anforderungen stellt ein MdB an seine Bundestagsbibliothek und 
wie 

wird diese Bibliothek seinen Anforderungen gerecht? 
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Erstens:  Die Bundestagsbibliothek sollte den MdB und seine hauptamtlichen 

Mitarbeiter - letztere, seitdem es diese im Deutschen Bundestag gibt - in 

die Lage versetzen, jederzeit - d.h. zum Beispiel auch bei verlängerten 

Plenarsitzungen - und auf dem schnellsten Wege wichtige Quellendaten zur 

Vorbereitung der Plenar- und Ausschußarbeit zu ermitteln. Ich kann aufgrund 

meiner Erfahrungen nur festhalten, daß sowohl die Ausleihe- als auch die 

Dokumentationsabteilungen einschließlich der Presseauswertung dieser Aufgabe 

hervorragend gerecht werden. Dies gilt auch für das Heranziehen relevanter 

ausländischer Unterlagen etwa des britischen Parlaments oder des nordameri-

kanischen Kongresses. Auf diesem Gebiet hat jedenfalls unsere Bundestags-

bibliothek in den letzten 30 Jahren so manchen unschätzbaren und unersetz-

baren Beitrag zur politikwissenschaftlichen und zeitgeschichtlichen For-

schung in der Bundeshauptstadt geleistet. 

Zweitens  soll natürlich die Bundestagsbibliothek den Parlamentariern helfen, 

auch im Hinblick auf die sogenannte Sekundärliteratur auf der Höhe der Zeit 

zu bleiben in den Politikbereichen, in denen dieser Abgeordnete für seine 

Fraktion tätig ist, innerhalb und außerhalb der eigentlichen Gesetzgebungs-

arbeit in den Ausschüssen. Ich bin als Berichterstatter meiner Fraktion für 

so manches Gesetzgebungswerk stets hervorragend bedient worden, mit und ohne 

Einschaltung der "Parlamentarischen Dienste", über die noch geredet werden 
soll. 

Besonders hervorheben möchte ich in diesem Zusammenhang - und hier ist nun 

die Bundestagsbibliothek seit langem auch gerade im Verhältnis zum amerika-

nischen Kongress oder zum britischen Parlament wirklich vorbildlich gewe- 
sen - die Bedeutung eines differenzierten Katalogsystems. Ich kann nur sagen, 

daß ich mich seit nunmehr bald 30 Jahren der Universitätsbibliotheken in 

meinem Bereich kaum bedient habe, womit nichts gegen die finanziell und per-
sonell ohnehin schlechter gestellten Universitätsbibliotheken gesagt sein 

soll. Aber dieses System von Katalogen der Bundestagsbibliothek mit hervor-

ragend organisierten Querverweisen ist für mich stets das non plus ultra 

gewesen. Ich möchte gerade in diesem Zusammenhang erneut der Bibliothek 
meinen Dank für manche Hilfe im Hinblick auf wissenschaftliche Eigenveröf-

fentlichungen oder Veröffentlichungen meiner Doktoranden zollen (letzterer 

natürlich nur in den sogenannten parlamentsfreien Wochen). 

Drittens  verdient die Präsenzbibliothek des Lesesaales hervorgehoben zu 

werden. Vielleicht sollte man diesen Präsenzbereich im Laufe der Zeit noch 

weiter ausbauen. Wie ich als langjähriges Mitglied des Bibliotheksaus- 
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schusses des Deutschen Bundestages • weiß, ist dies aber nicht zuletzt auch 

ein haushaltsrechtliches und damit finanzielles Problem. Es wäre aber tat-

sächlich zu,überlegen, ob man nicht dem Abgeordneten oder seinem für diese 

Zwecke besonders "beglaubigten" Mitarbeiter Zugang zu den Beständen im Sinne 

des Systems der USA, der sogenannten "stacks", schaffen sollte. Dadurch 

könnte u.U. sogar der Arbeitsanfall in der Ausleihe, der oft übermäßig hoch 

ist, reduziert werden. 

Viertens  und nicht zuletzt kann der Abgeordnete in Bonn erwarten, daß ihn 

die Bibliothek regelmäßig mit bibliographischen Angaben über Neuerschei-

nungen auf dem Büchermarkt und in Zeitschriften informiert. Dies ist ebenso 

wichtig wie die immer mehr ausgebaute Möglichkeit, Daten aller Art per EDV 

abzurufen. Diese "Dienste" sind glänzend organisiert, werden aber sicher-

lich noch zu wenig genutzt. 

Gestatten Sie mir im Rahmen dieses kurzfristig diktierten Beitrages eine 

abschließende Anmerkung zur Funktion und Rolle eines MdB in unserem politi-

schen System unter besonderer Berücksichtigung des vom Kollegen Lohmar 

sicherlich ebenso effizient wie umfassend vorgetragenen Themas: "Umrisse 

einer freien Informationsgesellschaft". 

Das Abgeordnetendasein, sei es als Direktabgeordneter, sei es als Listen-

abgeordneter in einem Wahlkreis, sollte sich in unserer parlamentarischen 

Demokratie ja keineswegs in der Gesetzgebungsarbeit in Bonn und der Teilhabe 

dort am Prozeß der politischen Meinungs- und Willensbildung vor allem gegen-

über der Bundesexekutive sowie in der sogenannten Wahlkreisbetreuung im 

weitesten Sinne erschöpfen. Vielmehr muß ein Abgeordneter seine Rolle im 

Sinne unserer repräsentativen Demokratie als "Transmissionsriemen" zwischen 

der höchsten Staatsgewalt und dem Wahlvolk sehr ernst nehmen und auf diese 

Weise für Rückkopplungsprozesse aller Art zwischen Wählern und Gewählten 

sorgen. Ein Höchstmaß an Informationsflüssen sollte einmal der maximalen 

Aufklärung vor allem über die Probleme der Bundesgesetzgebung dienen. 

Ebenso - legitimerweise - betreiben damit die Abgeordneten zweitens auch 

Eigenwerbung für ihre Partei und sollten insoweit den Wahlbürgern einen 

ständigen Wahlkampf, einen Wettstreit um die bessere sachliche, methodische 

und personale Alternative vorführen. 

Insbesondere sollte sich der Abgeordnete auch bei uns endlich angewöhnen, 

regelmäßig zwischen Bundestags- und Landtagswahlen "seinen" Bürgerinnen 

und Bürgern vor Ort, d. h. im Laufe eines Jahres etwa in jedem einzelnen 

Ort des Wahlkreises, Rede und Antwort zu stehen. Nicht zu unrecht hat der 
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Bürger immer wieder alle vier Jahre das Gefühl, daß seine Abgeordneten nur 

kurz vor jeweiligen Wahlen kommen und um seine Gunst buhlen, sie ihn jetzt 

angeblich sachgerecht informieren wollen über pro und contra eines politi-

schen "issue" in Bonn aus der Sicht der eigenen Partei. Ein solcher Eindruck 

ist, je länger, je mehr, der Theorie, vor allem aber der Praxis der parla-

mentarischen Regierungsweise abträglich. Gerade die parlamentarische Demo-

kratie lebt, sollte leben, von einer regelmäßigen "Rechenschaftslegung" 

des MdB vor Ort, ohne daß dabei natürlich der Kernbestand des Artikels 38 GG 

("... an keinerlei Aufträge oder Weisungen gebunden") verletzt werden darf. 

Ganz generell ließe sich eine regelmäßige Rechenschaftslegung von Abgeordne-

ten gegenüber den Wählern so vorstellen, daß Direktabgeordnete wie Listen-

abgeordnete veranlaßt werden, in jährlichen Abständen eine detaillierte 

Auflistung ihrer gesamten Aktivitäten in der Lokalpresse oder auf anderem 

Wege zu veröffentlichen. 

Eine solche Auflistung müßte genaue Angaben über die Beteiligung an der 

Arbeit in Ausschüssen und im Plenum des Bundestages, hier insbesondere auch 

der Fragestunde, über die Zahl der im Wahlkreis abgehaltenen politischen 

Versammlungen und Sprechstunden, die Betreuung von Besuchergruppen in Bonn 

und vielleicht auch die Anzahl der beim Abgeordneten eingegangenen Petitio-

nen von Bürgern, Interessengruppen, Kommunalverwaltungen etc. enthalten. 

Einer solchen, freiwillig zu übernehmenden Rechenschaftspflicht kann ein 

MdB aber nur Genüge leisten, wenn er selber auf der Höhe der Zeit ist, was 

seinen eigenen Informationsstand betrifft. Vor Bundestagswahlen werden 

Abgeordnete von ihren Parteizentralen bekanntlich mit "Spickzetteln" zu 

jedwedem Sachthema ausgerüstet. Solcher Unterlagen bedürfte es aber auch 

innerhalb einer Legislaturperiode. Hier nun können die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Bibliothek des Deutschen Bundestages ebenso entscheidende 

Hilfe leisten wie etwa die Mitarbeiter der "Parlamentarischen Dienste". 

Mit dieser Bemerkung sei der Obergang geschaffen zu dem nächsten Kurz-

referat, da ich ohnehin davon ausgehe, daß eine enge Zusammenarbeit zwi-

schen diesen Diensten und den verschiedenen Abteilungen des Deutschen Bun-

destages für die Arbeit der Bonner Bundestagsabgeordneten außerordentlich 

wichtig ist. 
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Die Parlaments- und Behördenbibliotheken 

und ihre Benutzer 

- Anforderungen und Erfahrungen - 

Aus der Sicht eines Mitarbeiters der Parlamentarischen Hilfsdienste 

von 

Wolfgang Zeh 

Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! 

Es gibt vier Arten, wie man einen Vortrag eröffnen kann: durch Lob und 

Schmeicheleien - das schien mir angesichts Ihrer fachorientierten Unbestech-

lichkeit weniger ratsam. Dann gibt es die Möglichkeit, etwas Launig-humor-

volles an den Anfang zu stellen; aber für irgendwelche Witze schien mir die 

Würde und Bedeutung Ihrer Vereinigung nicht das geeignete Forum zu bieten. 

Und dann verbleiben nur noch zwei Möglichkeiten, nämlich ein einschlägiges 

Zitat auszuwählen, um zu zeigen, daß man sich auch schon früher mit den an-

stehenden Themen beschäftigt hat, oder eine provozierende These nach vorn zu 

stellen, um das Auditorium vorübergehend wachzuhalten. Ich habe mich ent-

schieden, die beiden letzten Möglichkeiten zu kombinieren, also etwas zu zi-

tieren, was gleichzeitig Thesencharakter hat, und ich will diese beiden Mög-

lichkeiten auch noch doppeln, indem ich zwei Thesen gegenüberstelle, die 

beide ihre Berechtigung haben mögen und die einen Ansatzpunkt geben, um über 

das eigentliche Thema sich Gedanken zu machen. Ich darf Ihnen die beiden Zi-

tate, die ich gefunden habe, zunächst verlesen. Das erste lautet: "Man fühlt 

sich beim Beschauen einer Bibliothek wie in der Gegenwart eines großen Kapi-

tals, das geräuschlos unberechenbare Zinsen spendet." Jetzt der andere Satz, 

die Gegenthese: "Die Bibliotheken waren früher wirklich Schatzkammern, anstatt 

daß man sie jetzt, bei dem schnellen Fortschreiten der Wissenschaften, bei 

dem zweckmäßigen und zwecklosen Anhäufen von Druckschriften mehr als nütz-

liche Vorratskammern und zugleich als unnütze Gerümpelkammern anzusehen hat." 

Was ist nun richtig? Schatzkammer oder Rumpelkammer? Beide Zitate, das ist 

das Interessante daran, stammen etwa aus der gleichen Zeit, nämlich aus dem 

Jahre 1800. Ich weise darauf besonders hin,  well damit das Lamento über das 

ständige Anwachsen der Druckschriften, mit dem man nicht fertig wird, bald 

sein 200jähriges Jubiläum begehen kann, also viel älter ist als Ihre Vereini-

gung. Das andere interessante Faktum an diesen Zitaten ist, daß sie von der- 
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selben Person stammen, von einer Person, die man als Fachmann auch auf die-

sem Gebiete ansprechen darf, von dem Erfinder des Copyrights, dem Vorkämpfer 

der Tantiemen: von Goethe, der ungefähr zur gleichen Zeit zu diesen beiden 

gegensätzlichen Einschätzungen von Bibliotheken gekommen ist. Vielleicht 

zeigt sich darin ein struktureller, ein angelegter Gegensatz, der gar nicht 

auflösbar ist, vielleicht kann man sich gar nicht entscheiden zwischen die-

sen beiden Thesen, vielleicht kommt es darauf an, ob man Benutzer ist oder 

unberührter Betrachter, ob man zur Bibliothek, zum Personal usw. selbst ge-

hört oder nicht allzuviel damit zu tun hat. 

Ich will versuchen, als ein engagierter Benutzer einer Bibliothek, und zwar 

konzentriert und beschränkt auf die Parlamentsbibliothek des Deutschen 

Bundestages, hierzu Stellung zu nehmen und aus meiner Sicht die Entschei-

dung zwischen Rumpelkammer und Schatzkammer zu treffen oder darüber hinaus 

zu kommen. Ich hatte - Sie waren so freundlich, mich etwas einzuführen - 

Gelegenheit, auch durch wissenschaftliche und publizistische Tätigkeit ande-

re Bibliotheken vergleichen zu können mit der Bundestagsbibliothek, und 

kann mir deshalb eine Einschätzung auch unter solchen Aspekten zutrauen. 

Aus verschiedenen Aspekten, sowohl aus denen der parlamentsbezogenen Arbeit 
in einem Hilfsdienst wie auch aus anderer stärker eigenständiger Arbeit, 

kann man zunächst soviel sagen, daß parlamentsbezogene wissenschaftliche 

Aufgaben ohne Bibliothek und speziell ohne die Bibliothek, die wir haben, 

nicht einmal im Ansatz zu lösen wären. Das mag zunächst wie eine Selbstver-

ständlichkeit klingen; es soll aber etwas mehr bedeuten. Es soll bedeuten, 

daß die Bundestagsbibliothek ganz spezifisch zugeschnitten ist auf die Auf-
gabenstellung der Wissenschaftlichen Dienste. 

Nun müßte man definieren können, was diese Aufgabenstellung ist. Das ist gar 

nicht so einfach, wenn man über formale Beschreibungen von Einzeltätigkeiten 

hinauskommen will. Sie wissen wahrscheinlich, daß wir Dienste haben für die 

Ausschüsse des Bundestages; dort wird versucht, den Arbeiten an Gesetzentwür-

fen und anderen Vorlagen unterstützend zur Seite zu stehen, insbesondere dem 

Ausschußvorsitzenden zu helfen. Das hat administrative Aspekte, aber auch 
z.T. inhaltliche, da werden Geschäftsordnungsfragen vorbereitet, da wird 
ein Bericht entworfen, den dann der Berichterstatter, der Abgeordnete, mehr 

oder weniger noch verändert, da werden auch einmal Alternativüberlegungen 

angestellt mit dem einen oder anderen Ausschußmitglied oder mit dem Vor-

sitzenden. Dann haben wir einen Stab von Gutachtern; sie fertigen Studien 

und Ausarbeitungen und auch Zusammenstellungen von Material an, auf Anfor- 
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derung einzelner Abgeordneter. Das sind aber alles relativ äußere Beschrei-

bungen dessen, was wir tun im Gutachterdienst und im Ausschußdienst. Was ist 

denn nun die Aufgabenstellung als solche, als ganze im Verhältnis zur Tätig-

keit von Abgeordneten und des Parlaments? Da gibt es wenig Klarheit. Wir 

haben Selbstdarstellungen herausgegeben; die Wissenschaftlichen Dienste haben 

wiederholt eine Drucksache verteilt, darin stehen Sätze wie etwa, daß unsere 

Arbeit ganz auf die Bedürfnisse der Abgeordneten abgestellt sei und daß sie 

in parteipolitisch neutraler Weise erfolge, und anderes mehr. Bereits in 

diesen beiden Aussagen steckt ein fundamentaler Gegensatz, denn selbstver-

ständlich sind die Bedürfnisse der Abgeordneten keineswegs politisch neutral, 

sondern in hohem Maße politisch akzentuiert. Wir sind hier im Bundestag, im 

zentralen Parlament dieses Staates, das ist d a s politische Haus, das 

einzige von der Gesamtbevölkerung direkt gewählte Gremium in diesem Staat. 

Hier treten die gewählten Abgeordneten zu Fraktionen zusammen, hier wird der 

Bundeskanzler gewählt, hier werden Interessenkonflikte von Parteien, von ge- 

sellschaftlichen Gruppen zu ganz konkreten Gestaltungsaufgaben und Gestaltungs-

konflikten. Ein noch politischeres als dieses Haus gibt es eigentlich nicht. 

Deshalb wird man nicht die Aufgaben von Hilfsdiensten sozusagen im Kurz-

schluß aus den Aufgaben der Abgeordneten ableiten dürfen. 

Ich glaube, es wird erst deutlicher, wenn man sich vergegenwärtigt, daß die 

Funktionen und Aufgaben des Parlaments und der Gremien des Parlaments und 

der Abgeordneten in den Gremien und als Einzelpersonen sehr differenziert 

sind. Das Parlament steht ja nicht als einheitliche Körperschaft im poli-

tischen Prozeß oder im gesellschaftlichen Raum, ganz im Gegenteil: Im parla-

mentarischen Regierungssystem gibt es eine Grundkontroverse, das Parlament 

setzt sich aus einer Mehrheit und einer Minderheit zusammen. Das ergibt sich 

daraus, daß diejenige Gruppe, sei es Koalition oder Partei, die die Mehrheit 

der Sitze bekommt, den Kanzler, den Regierungschef wählen darf. Die anderen 

sind die Opposition. Diese Grundkonfliktlinie bleibt erhalten in der Gesetz-

gebungsarbeit, in der Kontrolle der Regierung und in der Art, wie man sich 

der öffentlichkeit darstellt. Nun bedeutet das nicht, daß die Opposition 

immer und überall jedes Vorhaben der Regierung vereiteln möchte, und genauso-

wenig bedeutet es, daß die Mehrheit immer und überall jedes Vorhaben der Re-

gierung durchzusetzen versucht oder gar nur noch "absegnet", wie ein Notar, 

der etwas abstempelt, was Dritte vertraglich miteinander vereinbaren. So ist 

es nicht, die Praxis spricht da eine andere Sprache. Wir haben festzustellen, 

daß etwa drei Viertel der Beschlüsse des Bundestages, also vor allem Gesetzes-

beschlüsse, einheitlich fallen, also keineswegs kontrovers immer nach Opposi- 
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tion und Mehrheit. Wir haben auch im Ausschuß nicht etwa den Vorgang eines 

Absegnens oder bloßen Abstempelns von Regierungsvorlagen (übrigens: die Ge-

setzesvorlagen kommen zu fast 90 % aus der Regierung, das ist bei uns system-

bedingt so angelegt, daß die Regierung die Entwürfe formuliert). Wir haben 

aber auch hier erhebliche Veränderungen zu registrieren. Wenn man nur ganz 

nüchtern einen Regierungsentwurf vor und nach der Ausschußberatung vergleicht, 

dann kann man feststellen - in sehr vielen Fällen -, daß entscheidende An-

derungen angebracht worden sind; nicht nur Umstellungen oder juristische 

Feinheiten, sondern in vielen Fällen massive Anderungen in der Aussage, in 

der Konzeption des Gesetzes und in einzelnen Bestimmungen. Offenbar ist es 

also nicht so, daß die Mehrheit einfach Dinge durchsetzt, weil sie sie 

durchsetzen kann. 

Daraus ergeben sich beachtliche Aufgaben für den einzelnen Abgeordneten so-

wohl in der Ausschußberatung als auch in der Darstellung innerhalb seiner 

eigenen Fraktion - aber auch gegenüber der Uffentlichkeit und natürlich in 

der Plenardebatte. Wir sollten vielleicht von folgender Hauptfunktion des 

Bundestages ausgehen (das entspricht nicht ganz der klassischen Lehre der 

Parlamentsaufgaben, scheint mir aber derzeit das Obergreifende zu sein): 

von einer überwiegenden Rolle der Kontrollaufgabe des Parlaments. Diese 

Kontrollaufgabe muß man natürlich etwas weiter verstehen. Die Mehrheit 

nimmt an ihr teil im Wege einer - um einen amerikanischen Begriff aus der 

Computertechnik zu gebrauchen - "control". Der amerikanische "control"-Be-

griff bedeutet Mitsteuerung; er bedeutet, einen Prozeß zu steuern und da-

durch zu kontrollieren. Diese "control" ist die Aufgabe der Mehrheit, wenn 

sie etwa Vorhaben der Regierung schon im Vorfeld, bevor etwas überhaupt ins 

Parlament kommt, beeinflußt, ja oder nein dazu sagt, der Regierung klar-

macht, damit könnt ihr keine Mehrheit bekommen, oder sagt, ihr könnt nur 

eine bekommen, wenn ihr es so macht, oder wenn sie als Fraktion einen Re- 

gierungsentwurf in Auftrag gibt. Die Opposition leistet eine parlamentarische 

Kontrolle mehr im klassischen, kontinentalen Stil. Man könnte dafür nun 

wechselseitig das französische Wort "contre-rble" benutzen; die Gegenrolle, 

die Gegenspielerposition, wird stärker von der Opposition wahrgenommen. Aber 

auch das ist natürlich ein Teil der parlamentarischen Kontrolle, und erst 

beides zusammen ergibt das, was man heute als die Kontrollaufgabe des Parla-

ments im Verhältnis zu Regierung und Uffentlichkeit (und vermittelt durch 

die Medien) ansehen kann. Ich glaube, daß auch die Gesetzgebungsfunktion im 

wesentlichen in diese Kontrollprozesse verteilt ist. Man kann sie natürlich 

davon abtrennen als formalen Vorgang, aber politisch, in der Sache, gibt es 
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da kaum einen Unterschied: Es wird auch da "control" und "contre-rtile" ausge-

übt in Bezug auf das, was die Regierung vorschlägt. Auch die Beratung eines 

Gesetzes im Ausschuß ("Wird es so gehen, oder kann es nur anders gehen, oder 

wird es überhaupt nicht gehen?") ist ein Kontrollprozeß. 

Wenn man das so sich vergegenwärtigt und wenn man an den Uffentlichkeitsbezug 

dieser Kontrollaufgabe denkt (es vermittelt sich ja fast alles über Medien, 

über Berichterstattung, über Presse, über Fachpublizistik usw., auch durch 

die Plenarrede natürlich), dann sieht man, wie differenziert die Rollen und 

Funktionen des einzelnen Abgeordneten sein können und dann wird auch deutlich, 

in welchem Maße wissenschaftliche Dienste hier einen Beitrag leisten müssen 

auf der Grundlage der Bibliothek. Nun könnte man noch immer nicht ganz zu-

frieden sein und fragen, warum müssen das wissenschaftliche Dienste sein? 

Warum ist überhaupt ein besonderer Apparat erforderlich? Die Abgeordneten 

haben ja eine Fülle anderer Unterrichtungsmöglichkeiten. Dazu gehören etwa 

die Ressorts der Bundesregierung; Abgeordnete fragen, auch wenn sie zur 

Opposition gehören, ohne weiteres an beim zuständigen Ministerium, was in 

dieser oder jener Sache geplant ist oder was von diesem oder jenem Fall zu 

halten ist, oder verlangen, man möge sich um dieses oder jenes Problem 

kümmern. Dazu gehören natürlich auch die Ressorts der Länder. Viele Abgeord-

nete, gerade der Opposition, suchen stärker Rückhalt bei Länderministerien, 

zu denen sie Zugang haben. Sie kommen ja alle aus Ländern und sind übrigens 

in ihren Fraktionen auch länderweise organisiert; die Fraktionen organisieren 

sich in Landesgruppen und halten Kontakt mit ihren Ländern und den dortigen 

Regierungen und Parlamenten. Dann haben sie aus ihrer Wahlkreisarbeit aus 

zahlreichen Wünschen und Petitionen, die an sie herangetragen werden, viel 

Erfahrung und auch dort Kontakte mit der Verwaltung. Dann haben sie selbst-

verständlich die Zugangsmöglichkeiten zur üblichen Berichterstattung und auch 

zur je einschlägigen Fachpublizistik. Dann haben sie Kontakte, die enger sind 

als unsere Normalbürgerkontakte, mit Journalisten, auch mit Fachjournalisten, 

und können sich von dort her unterrichten. Dann haben sie z.T. eigenen Zugang 

zur Wissenschaft. Meine beiden Vorredner gestern und heute haben Lehrstühle 

inne, als Abgeordnete bzw. als ehemalige Abgeordnete. Sie sehen, auch da gibt 

es eigene Möglichkeiten, sich am fachwissenschaftlichen Dialog zu beteiligen. 

Dann gibt es Fraktionshilfsdienste, dann gibt es die Assistenten der Abge-

ordneten, die sie sich anstellen können aus einem dafür zweckgebundenen Zu-

schuß. Dann gibt es die Gespräche mit den Fachkollegen. Die Fraktionen haben 

sich fachlich differenziert in Arbeitskreise, Arbeitsgruppen; für jedes Ge-

biet gibt es einen oder einige Fachleute, mit denen man ebenfalls reden und 
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sich unterrichten kann. Wo ist eigentlich die 	Lücke in diesem In- 

formationsmarkt, die nun gerade von parlamentarischen Hilfsdiensten und 

einer Bibliothek und Dokumentationen geschlossen wird? 

Ich glaube, man muß zunächst davon ausgehen, daß der, der einem Abgeordneten 

wie auch immer zuarbeitet, nicht deshalb gefragt ist, weil er viel Fantasie 

hat oder ein der Wahrheitssuche verpflichteter Forscher ist oder neue Theo-

rien kreieren kann, sondern er ist zunächst einmal Vermittler. Und wenn man 

Informationen zuverlässig nutzbar vermitteln will, dann muß das in systema-

tischer Weise geschehen. Systematisch: d.h. die Informationen müssen in 

ihrem Sachausschnitt tendenziell vollständig sein können, sie müssen in 

nachprüfbaren Bezügen zueinander stehen und sie müssen in ihrer sachlichen 

Bedeutung einschätzbar sein. Diese Systematisierung kann ein Vermittler, der 

Abgeordneten und Parlamentsgremien zuarbeitet, auf sich allein gestellt 

nicht leisten. Man braucht also eine Stufe der Vorsystematisierung oder der 

Grundlagensystematisierung. Das leistet die Bibliothek, und das ist nun das 

ganz Entscheidende, warum wir als "direktere" Zuarbeiter zu Abgeordneten in 

ihren Ausschuß- und anderen Funktionen überhaupt systematisch Informationen 

vermitteln können: weil sie vorsystematisiert sind. Hier sehe ich als Be-

nutzer der Bundestagsbibliothek den Hauptzweck. Gerade in dieser Systema-

tisierung leistet unsere Bibliothek Entscheidendes. 

Es ist schon von meinem Vorredner angesprochen worden, worin die Haupt-

gründe für die Nützlichkeit bestehen. Ich will mich auch darauf konzen-

trieren, ohne in Details einzugehen, weil Sie alle viel mehr Fachleute 

sind als ich für diese Fragen. Für mich ist es hauptsächlich das Katalog-

system und darunter nun ganz speziell die Existenz eines Körperschaften-

katalogs, also eines Organisationenkatalogs, u n d eines Regionenkatalogs 

zusätzlich zu den üblichen Katalogen. Das ist der eine Punkt. Und der andere 

Punkt ist die Gewichts- und Aufmerksamkeitsverteilung in den Hauptsammelge-
bieten dieser Bibliothek. 

Dieser Körperschaftenkatalog sorgt dafür, daß die für den Abgeordneten ganz 

besonders wichtigen Materialien, die ich einmal unfachmännisch als "Nicht-

bücher" bezeichnen will, aufgefunden werden können. Der Abgeordnete braucht 

für seine Willensbildung sehr häufig nicht die Produktionen von Verlagen, 

die Bücher und Zeitschriften,sondern sog. "graues Material" von Organisatio-

nen und Vereinigungen und Parteien usw. Das bekommt man als einzelner Zuar-

beiter niemals vollständig zu fassen, wenn nicht die Bibliothek das vorbe-

reitet, und das ist eben durch diesen Organisationenkatalog hervorragend 
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möglich. Und zweitens wird das Material auch systematisch gesammelt, und 

das ist viel schwerer zu sammeln als das, was ohnehin von Verlagen und Han-

del angeboten wird. Das scheint mir also ganz außerordentlich wichtig zu 

sein. Das andere ebenfalls sehr Wichtige ist der regional orientierte Kata-

log. Da mögen ein paar Stichworte genügen: Wenn Sie etwa an den deutschen 

Föderalismus denken oder an die EG-Probleme, an die Regionenbezogenheit unse-

rer Außenpolitik oder an die Wahlkreisbezogenheit der Abgeordnetentätigkeit, 

dann liegt es auf der Hand, in wie starkem Maße der Politiker im Parlament 

darauf angewiesen ist, örtliche, räumliche und gebietliche Sonderlagen schnell 

greifen zu können, ohne sie mühsam aus verstreuten Publikationen zusammensu-

chen zu müssen. Dies ist ganz entscheidend für die Benutzer hier, diese beiden 

Orientierungen des Katalogsystems. 

Der Vorteil dieser Systematisierung beschränkt sich aus meiner Sicht nun 

allerdings nicht auf die politisch-parlamentarische Nutzung. Man kann in der 

Entwicklung der Wissenschaften seit einigen Jahren einen deutlichen Trend zur 

Empirie feststellen, der sich über sozialwissenschaftliche Disziplinen hinaus 

entwickelt hat. Meine eigenen Erfahrungen im verwaltungswissenschaftlichen 

und rechtswissenschaftlichen Bereich zeigen mir, daß immer mehr versucht 

wird, Ausschnitte der Wirklichkeit empirisch, faktenmäßig, wirklichkeitsbe-

zogen aufzuklären. Wenn man das will, braucht man auch diese Materialien, 

die Akten und Unterlagen und Pläne und Verlautbarungen und Skizzen usw., die 

von Organisationen und Verbänden und auch Behörden gefertigt werden, sonst 

kann man den Ausschnitt, den man beforscht, oft nicht richtig begreifen. 

Diese Orientierung in den Wissenschaften würde - dafür würde ich plädieren - 

einen solchen Organisationskatalog und einen Regionenkatalog heute in jeder 

wissenschaftlichen Fachbibliothek erfordern. Meine Erfahrungen mit Parlaments-

als auch mit Institutsbibliotheken zeigen mir, daß das ganz eindeutig heute 

auch für die wissenschaftliche Forschung von Nutzen wäre. 

Ich darf nun, was wahrscheinlich auch erwartet wird, ein bißchen Wasser in 

den Wein schütten und sagen, daß mir an der Bundestagsbibliothek etwas ande-

res nicht so ganz einleuchtet, nämlich das Schlagwortsystem; ich empfinde es 

als zu schwer nachvollziehbar. Ein Beispiel vielleicht, das für das Haus 

typisch ist: Wenn man in einem Parlament arbeitet, dann ist ein Oberbegriff 

wie "Parlament" so selbstverständlich, daß er seine Aussagekraft verliert. 

Wenn man nach "Geschäftsordnung" sucht oder nach "Entschädigung", dann muß 

man aber wissen, daß "Entschädigung" unter "Abgeordnetenentschädigung", und 

das auch nicht für sich, sondern erst unter "Parlamentsabgeordnetenentschädi- 
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gung" aufspürbar ist. Dieses zu hohe Aufhängen oder dieses Ableiten immer 

bis zum bitteren Ende des hochabstrakten Begriffs macht in der Praxis manch-

mal gewisse Schwierigkeiten. Nun will ich das nicht überbewerten, - man hat 

hier einen hervorragenden Benutzungsdienst durch engagierte Kollegen in der 

Bibliothek -, es ist nicht so, daß man scheitern würde bei der Suche. Ent-

weder man schaut selbst nach, das setzt natürlich eine gewisse Fantasie 

darüber voraus, was sprachlogisch richtig für die Ableitung oder den Aufbau 

des gesuchten Begriffs sein könnte, oder man fragt nach und bekommt weiter-

geholfen. Das ist also in der täglichen Praxis kein so bedeutendes Problem. 

Es schien mir nur ganz interessant, daß sich hier etwas abzeichnet, was ich 

als einen Konflikt zwischen einer nur pragmatischen Orientierung auf schnel-

le Nutzung im parlamentarischen Alltag einerseits und einer doch auch etwas 

auf sich selbst zurückbezogenen Orientierung an der eigenen Sachlogik an-

dererseits definieren möchte. Ich kann mir vorstellen, daß dieser Konflikt 

für eine Parlamentsbibliothek kaum lösbar ist, weil man selbstverständlich 

die sprachlogische und systemlogische Ableitung haben will und auch haben 

sollte, um den eigenen wissenschaftlichen Anspruch zu bekräftigen, und an-

dererseits natürlich Wege suchen muß, wie man bei den Benutzern damit zu-

rechtkommt - zumal wir ja davon ausgehen müssen, daß nicht nur Wissenschaft-

ler und intime Kenner dieser Dinge die Bibliothek benutzen, sondern auch 

Journalisten und Abgeordnete selbst, die ja nicht alle "akademisiert" sind, 

auch ausländische Angehörige von diplomatischen Vertretungen, ausländische 

Wissenschaftler, Studenten usw. Es arbeiten ja sehr viele in der Bundestags-

bibliothek, und wir können sicherlich nicht von all jenen eine ausgeprägte 

Genußsucht beim Nachvollzug sprachlogischer Ableitungen unterstellen. Hier 

könnte man vielleicht noch Verbesserungsmöglichkeiten prüfen, auch wenn dies 

für die parlamentarische Alltagspraxis aus meiner Sicht kein entscheidendes 

Problem darstellt. 

Nun scheint mir aber die Bedeutung einer Parlamentsbibliothek und insbesonde-
re der Bundestagsbibliothek über den einzelnen Informationsvorgang, über die 

einzelne Auskunft und Ausleihe weit hinauszugehen. Diese auf ein einzelnes 

Fachproblem bezogene Unterrichtungsmöglichkeit schöpft den Charakter einer 

Parlamentsbibliothek nicht aus. Entscheidend ist die Frage: Was leistet eine 

solche Bibliothek hier in Bonn am Bundestag für die Bezugnahme auf Wissen-

schaft, die wir in unseren parlamentarischen Diensten betonen und die auch 
in der allgemeinen Diskussion um wissenschaftliche Beratung der Politik eine 

wichtige Rolle spielt? Wo ist der Beitrag der Bibliothek? Ich würde zunächst 

sagen, sie bildet überhaupt die Basis, daß von Wissenschaft gesprochen werden 
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kann. Die Beratung bliebe Handwerk und außerordentlich individualistisch, 

wenn man nicht institutionell eine Basis eingezogen hätte in den Parlaments-

diensten, die den Anspruch auf wissenschaftlich orientierte, wissenschaftlich 

fundierte Beratung von Abgeordneten überhaupt institutionell zu rechtfertigen 

und zu tragen vermag. Nun, über das Abstrakte und Institutionelle hinaus wird 

es natürlich wieder schwierig, weil ja zwischen dem, was eine Bibliothek an 

Wissenschaftsorientierung anbieten und selbst leisten kann und dem, was Politik 

mit Wissenschaft anfangen kann, ein Spannungsfeld besteht. Neben einer Fülle 

von augenscheinlichen Unvereinbarkeiten gibt es allerdings auch einige unter-

schwellige Berührungspunkte, auf die ich zu sprechen kommen möchte. Es ist 

ja so, daß Grenzen nicht nur trennen, sondern auch gemeinsame Berührungslinien 

zweier Elemente bilden, und insofern scheinen mir zwischen Wissenschaft und 

Politik trotz aller Gegensätzlichkeiten ganz bestimmte Beziehungen zu beste-

hen. Zunächst die Gegensätzlichkeiten: Eine Bibliothek und wissenschaftliche 

Dienste, die sie benutzen, machen ein Angebot von Material, von Gedanken, 

von Wissen, von Problemen; sie laden ein zur Vertiefung von Fragestellungen, 

zur Falsifizierung bisheriger Theorien und Standpunkte, zum Weitertreiben des 

Dialogs, zur gründlicheren Durchdringung. Die Politik auf der anderen Seite 

hat teilweise entgegengesetzte Interessen. Es kommt da nicht auf Vertiefung, 

sondern oft auf Vereinfachung an. Es kommt nicht auf Fortführung des Dialogs 

an, sondern im Gegenteil: auf Abbruch der Diskussion, damit man zu Entschei-

dungen kommt. Es kommt darauf an, daß diese Entscheidungen wenigstens vor-

läufig den Charakter der  Endgültigkeit  haben, also nicht auf eine Falsifizie-

rung von Standpunkten, sondern gerade auf Bestätigung der Richtigkeit von 

Plänen und Absichten. Das liegt auch im Interesse von Betroffenen: Die Ent-

scheidungen müssen eine gewisse Stabilität haben, sogar eine gewisse Voraus-

schätzbarkeit innerhalb der Bandbreite, in der sie fallen können. Es kommt 

also dort auf Elemente an, die dem, was wissenschaftlicher Prozeß in Bewe-

gung setzt, eigentlich entgegengesetzt zu sein scheinen. Das ist keine ab-

strakte Betrachtung, das wirkt sich in der konkreten Arbeit, in der konkreten 

Einstellung und Haltung von Politikern und Abgeordneten gegenüber Wissensver-

mittlung ganz konkret aus. Der Abgeordnete weiß, daß es ein zweischneidiges 

Schwert ist, sich mit Sachinformationen gründlich vertraut zu machen, weil 

das an seine Substanz gehen kann, an die Substanz seiner Entscheidungskraft. 

Es ist mir aus einer einschlägigen Tagung ein Satz in Erinnerung geblieben, 

den ich sehr eindrucksvoll fand und der lautete: Es gibt keine größere mentale 

Kluft als die zwischen Sachkunde und Entscheidungskraft. Das ist vielleicht 

ein bißchen vereinfacht, aber da ist natürlich etwas Wahres daran. Wer auf-

grund seiner Funktion zu Entscheidungen kommen muß, der muß das notwendig 
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und logisch dann tun, wenn er sich noch nicht alles denkbare Wissen über das 

Problem angeeignet haben kann, und zwar vor allem deshalb, weil das denkbare 

Wissen über ein Problem ja nicht stagniert, sondern weiterentwickelt wird im 

Nachdenken und im wissenschaftlichen Diskurs. Er kann also keinen endgülti- 

gen Zeitpunkt abwarten, sondern er muß selbst entscheiden, wann die Sache 

als ausdiskutiert anzusehen ist. Er muß Erwägungen und Diskussionen früher 

oder später abbrechen. 

Das Problem wird noch verschärft aus der Sicht des Politikers und Abgeord-

neten durch gewisse berechtigte Zweifel an der Sachlichkeit des Sachver-

standes. Der Politiker weiß sehr genau, daß ja Sachverstand nicht einfach 

irgendwie entsteht, insbesondere nicht nur aus einem Ethos der Wissenschaften 

und nicht im Elfenbeinturm. In den wirklich wichtigen Bereichen, den poli-

tisch relevanten Sektoren entsteht es durch Beschäftigung in der Praxis. Wer 

z.B. einen Kernreaktor oder ein Chemieunternehmen betreiben kann, wer das 

Geld und das Interesse an dem Betrieb eines solchen Unternehmens hat, bei 

dem fallen auch die Erkenntnisse über einschlägige Fachprobleme an. Das kann 

man in der Studierstube gar nicht machen. Das betrifft aber nicht nur die 

naturwissenschaftlichen Bereiche, sondern zum Teil auch schon die sozial-

wissenschaftlichen. Sie können heute eine Grundlagenstudie über Entschei-

dungsprozesse in irgendwelchen gesellschaftlichen Bereichen kaum mehr veran-

stalten, wenn Sie nicht den Zugang zu dem jeweiligen Bereich haben, zu den 

Verbänden, Behörden und politischen Gremien, die Ihnen die Akten ausliefern, 
die Ihnen die Antworten geben auf Ihre Fragen. Auch der Sozialwissenschaft-

ler kann also nicht viel erfinden. Das führt dazu, daß sich wissenschaft-

licher Sachverstand genau dort akkumuliert, wo auch das Interesse an seiner 
Verwendung akkumuliert ist. Das weiß der Politiker sehr gut. Er trifft z.B. 

in den Hearings seines Ausschusses oder in den Beratungsgremien der Re-

gierung immer wieder dieselben Gesichter an, für bestimmte Fragen immer 

wieder dieselben Sachverständigen, es kommt allenfalls auf neue Gruppen- und 

Frontenbildungen an und auf die Auseinandersetzung, wer nach wem spricht in 

dem Beratungsgespräch. Deshalb hat er also auch insofern gewisse berechtigte 

Zweifel: Was mache ich denn nun mit dem Sachverstand, werde ich unfrei, kann 

ich als Politiker noch entscheiden oder werde ich hier gegängelt? Und dann 

weiß er noch etwas anderes, was ihm die Benutzung noch mehr erschwert: Er 

weiß, daß ja die politische Sachgerechtheit einer Entscheidung nicht immer 

nur von der fachlichen Sachgerechtheit abhängt. Er weiß ganz genau, daß po-

litische Mehrheiten manchmal auch fachlich suboptimale Lösungen bevorzugen, 

und auch da kann sich ein Konflikt ergeben. Er weiß und wir müssen ihm ab- 
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nehmen, daß er seine Funktion als politischer Entscheider anders verstehen 

und betreiben muß, als wir Fachleute es können, denn in dem Moment, wo sub-

optimale Entscheidungen politisch richtige Entscheidungen sind - wo weniger 

gut informierte Entscheidungen die politisch richtigen, weil zeitgerechten 

Entscheidungen sind -, da hört die Kompetenz des Fachmanns und des Beraters 

auf, und da tritt der Politiker in seine Rechte, die durch nichts ersetzbar 

sind. Der Politiker trifft Entscheidungen unter Unsicherheit. Das ist eigent-

lich der Kern seiner Funktion, dafür wird er gebraucht, bezahlt und verant- 

wortlich gemacht. Wenn wir diese Unsicherheit durch Fachdiskussionen ausräumen 

könnten, könnten wir auf Politiker verzichten. Wir bräuchten dann nur die 

Diskussion auszuführen, bis alle wissen, was gemacht werden muß. Das können 

wir aber nicht wissen. Die technokratische Utopie ist nicht realisierbar; für 

die Unsicherheit in für uns alle relevanten Entscheidungen haben wir Politiker. 

Diese Konflikte und scheinbaren Unvereinbarkeiten spielen in der täglichen 

Nutzung von Beratungsangeboten eine wichtige Rolle, und das gilt auch für 

uns in unserem Umgang mit Abgeordneten. Das spiegelt sich gelegentlich in der 

Detailpraxis des Alltags, wenn irgendwelche Vorschläge, Bedenken und Hinweise 

eben einfach mal vom Tisch gefegt werden, nicht gebraucht werden, zu komplex 

sind oder stören, weil sie die eigentlichen intuitiven Absichten des Ent-

scheiders konterkarieren oder als sachlich weniger geeignet erscheinen lassen. 

Dieser Konflikt ist angelegt auch für einen wissenschaftlichen Parlaments-

dienst. Nun wollen wir trotzdem wissenschaftliche Dienste und wollen trotzdem 

eine Bibliothek, die den wissenschaftlichen Anspruch unterstützt und akti-

viert. Warum eigentlich dann noch? Ich sehe zwei Gründe. Der erste ist rela-

tiv pragmatisch; er hängt einfach damit zusammen, daß wir in einer, Schelsky 

hat gesagt, "verwissenschaftlichten Zivilisation" leben, daß wir einen poli-

tischen Prozeß haben, der auf die Verwissenschaftlichung anderer gesellschaft-

licher Bereiche Bezug nehmen muß und deshalb auch davon geprägt wird. Bezug-

nahme auf Wissenschaftlichkeit, auf Fachlichkeit stellt heute ein ganz ent-

scheidendes Argumentationsmuster für die Politik dar. Das wissen alle, und 

das weiß insbesondere die Exekutive. Die Bundesregierung verfügt neben ihrem 

Apparat von gut 20.000 Bediensteten über etwa 260 Beratungsgremien und Bei-

räte mit insgesamt etwa 6.000 Mitgliedern. Sie tagen nicht alle regelmäßig 

und nicht jeden Tag, aber sie werden eingesetzt, wenn es darauf ankommt. 

Diesen zusätzlichen Beratungsdienst der Bundesregierung muß man auch in der 

Relation zum Wissenschaftlichen Dienst des Bundestages sehen, wenn manchmal 

gesagt wird, das Parlament baue sich vielleicht eine wissenschaftliche oder 

fachliche Gegenbürokratie auf. Wir mit unseren etwa 400 Leuten können im Ver- 
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gleich mit diesen Apparaten natürlich nichts Entscheidendes konterkarieren 

oder aufbauen. Die Bedeutung der Fachlichkeit von Entscheidungen kann 

man übrigens auch an sich selbst etwas testen, etwa wenn man sich als Fern-

sehzuschauer beobachtet, mit welcher Bereitwilligkeit man politische Aussa-

gen dann akzeptiert, wenn sie mit irgendwelchen Statistiken im Hintergrund, 

mit einem Schaubild, mit einer Kurve, die sich nach oben und unten bewegt, 

oder gar mit dem Statement eines "Weisen" aus einem Sachverständigenbeirat 

ausstaffiert sind. Wenn dagegen ein Politiker unverhUllt politisch oder 

interessenbezogen argumentiert, dann wird er aufgefordert, sich doch bitte 

sachlich zu äußern. Wir prämiieren diesen Wissenschaftsbezug als Wähler und 

als zu überzeugende und am politischen Prozeß zu beteiligende BUrger. Das ist 

eine strukturelle Komponente der Gesellschaft, und deshalb muß die Politik 

darauf eingehen und müssen selbstverständlich auch der Abgeordnete und das 
Parlament dem Rechnung tragen. Das ist eine pragmatische Funktion. Wir 

bringen den Abgeordneten in die Lage, sich am Fachdialog zu beteiligen, seine 

Argumentation in diesen fachlichen Kontext zu stellen, auch sich selber in 

seiner fachlichen Autorität, etwa in einer Spezialfrage in der Ausschußar-

beit, zu profilieren. 

Der zweite Grund liegt etwas tiefer. Er hängt damit zusammen, daß politische 

Interessengegensätze und programmatische Gegensätze aus sich heraus nur 

sehr schwer aufhebbar sind. Da leistet Wissenschaft oder die Bezugnahme auf 

Wissenschaft eine Ausgleichsfunktion. Sie bietet eine Konsensgrundlage auch 

für gegensätzliche Standpunkte, die wir sonst nicht leicht finden würden 

oder erst auf der Ebene der höchsten Grundwerte. Diese Ebene ist aber in 

der Alltagsauseinandersetzung über einzelne Fragen schlecht zu erreichen. 
Es gehört nun zu diesen akzeptierten und nicht jedesmal in Frage gestellten 

Werten, daß politische Entscheidungen durch Sachlichkeit, Fachlichkeit und 

wissenschaftliche Durchdringung besser werden können. Diese Auffassung bil- 
det eine Konsensgrundlage, mit der wir es schaffen, auch festgefahrene Posi-

tionen wieder aufzulockern, indem wir den Fachdialog wieder aufnehmen, egal 
von welcher Seite. Wir können das Trennende überbrücken und den Dialog 
wiederaufnehmen durch die Bezugnahme auf neue Erkenntnisse. Die Wissenschaft 
leistet also etwas zur Legitimierung von politischen Entscheidungen, aber 
auch zur Revision von Entscheidungen. Gerade weil wir andere als die formel-
len und verfassungsrechtlichen Legitimationsmechanismen heute nicht ein-

deutig zur Verfügung haben, seit etwa das Gottesgnadentum des absoluten 
Monarchen verschwunden ist, brauchen wir etwas anderes. Ich glaube, daß 

Bezugnahme auf Wissenschaftlichkeit heute eine wichtige Legitimierungsgrund- 
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lage für politische Entscheidungen und für die Neuaufnahme, Fortsetzung und 

Richtungsänderung von politischen Prozessen ist. 

So groß ist also unter diesen beiden Aspekten - dem pragmatischen der Ver-

wissenschaftlichung und dem ideellen der Legitimation - der Gegensatz dann 

doch nicht zwischen wissenschaftlicher Beratung und politischer Entscheidung. 

Wichtig ist für uns als Parlamentsdienst dabei - eine Voraussetzung gerade-

zu -, daß wir die sich aus der Beratungsfunktion ergebende Anforderung an 

Fachorientiertheit, an Neutralität, an Nichtparteilichkeit nicht ableiten 

aus einem antiquierten Beamtenbegriff, der noch aus der Monarchie stammt und 

der mit der Unparteilichkeit deshalb keine Probleme hatte, weil der Be-

amtenapparat von vornherein und ohnehin dem Monarchen unterstand, und daß 

wir die Neutralitätsanforderung auch nicht ableiten aus der Arroganz des 

Fachmanns, der dem Politiker entgegenhält, er sei ja "nur" Politiker, oder 

der die schöne Unterscheidung zwischen "Parteipolitik" und "Politik" macht. 

Wir müssen diese Neutralitätsanforderung - wenn wir sie ernst nehmen, wenn 

wir ihr genügen wollen - aus dem Bemühen um wissenschaftliche Objektivität 

ableiten. Das ist der einzige Punkt, aus dem wir sie ableiten können. 

Churchill hat einmal, als man ihm vorhielt: Ihr Parlamentarier, ihr vertretet 

ja doch nur Interessen! - gesagt: "Was sollen wir denn sonst vertreten". 

Das ist richtig, es gibt in der parlamentarischen Demokratie keine vorgegebe-

ne oder von oben verfügte Wahrheit oder Richtigkeit. Deshalb müssen wir unsere 

SachgerechtheitsvOrstellung als Bemühen um wissenschaftliche Methodentreue 

bei der Erkenntnisarbeit an den einzelnen Gegenständen begreifen, nicht in 

jeder einzelnen täglichen Dienstleistung, aber in der Grundhaltung. Nur damit 

können wir legitimieren, daß es uns gibt und daß wir einen nützlichen Beitrag 

zur Politik leisten können. Alle bürokratie- oder exekutiv-orientierten Be-

amtenvorstellungen und die Technokratie-Orientierung des Fachmanns gegenüber 

dem politisch agierenden Abgeordneten sind für uns als Parlamentsdienst un- 

tauglich. 

Der Bezug auf Wissenschaft, so verstanden, kann also Trennendes überbrücken, 

kann zur Wiederaufnahme des Dialogs beitragen. Und die Bibliothek - ich habe 

versucht, es deutlich zu machen -, leistet dabei einen ganz entscheidenden 

Beitrag, nicht nur dadurch, daß sie existiert. Bereits die Existenz einer 

solchen Bibliothek ist wichtig, aber es gibt mehr. Es gibt meiner Ansicht 

nach die Anforderung an die Bibliothek, diesen Zusammenhang zu verstehen 

und von sich aus diesen wissenschaftlichen Anspruch auch zu stärken und nach 

vorn zu tragen. Dazu könnte man sich vieles überlegen, was ich hier nicht 
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als meine Aufgabe ansehe. Man kann eigene Angebote machen als Bibliothek an 

die Kreise der potentiellen Benutzer und über diese hinaus, man kann Kontakte 

mit anderen wissenschaftlichen Einrichtungen möglichst eng knüpfen - nicht 

nur mit Bibliotheken -, man kann versuchen, die qualifizierten Mitarbeiter, 

die man hat, in die Diskussion, auch in die wissenschaftliche Fachdiskussion, 

einzubringen und an ihr teilnehmen zu lassen. Es gibt viele Dberlegungen, 

und manche davon sind von der Bundestagsbibliothek im Rahmen dessen, was man 

ihr räumlich, finanziell, personell zugesteht, auch verwirklicht. Ich bin 

trotzdem der Meinung, daß diese Bibliothek es verdienen würde, daß das Par-

lament selbst und die einzelnen Abgeordneten sie noch stärker fördern und 

unterstützen. 

Das bringt mich zu einem letzten Gedanken, der über den Aufgabenbereich der 

Bibliothek selbst hinausführt. Die Art, wie Politik mit Literatur umgeht, 
mit Büchern, mit den Produkten geistiger Leistung, hat immer etwas mit der 

politischen Kultur eines Landes zu tun. Eine freiheitlich sich orientierende 

und sich bezeichnende Politik muß sich einer literarisch festgemachten frei-

heitlichen Tradition auch verbunden fühlen. Ich glaube, daß dieser Aspekt 
der Politik mit zu dem gehört, dessen Bibliotheken sich auch bewußt sein 

müssen. Wir haben hier in Deutschland nicht sehr oft diesen Politikertypus 

des "homme de lettre", wie er in Frankreich stilprägend gewirkt hat, und 

vielleicht wird es ihn immer weniger geben. Trotzdem bleibt auch im Zeit-

alter von harten Fakten und Computern, von Statistiken und Systemen und 

Plänen doch noch ein Aspekt des literarischen Bezugs von Argumenten in der 
Politik. Ich glaube, hier liegt eine Wurzel für Selbstbewußtsein und Ver- 

antwortungsbewußtsein von Bibliotheken. Sie sind eben weder nur Rumpelkammern 

noch auch nur Schatzkammern, sondern sie sind auch ein Produktionsfaktor für 

Geist. Sie sollten sich bewußt sein, daß sie auch eine Brutstätte der 

Geistesfreiheit zu sein haben. 
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Die Parlaments- und Behördenbibliotheken 

und ihre Benutzer 

- Anforderungen und Erfahrungen - 

Aus der Sicht eines Verwaltungsangehörigen 

von 

Heinz Höffken 

I. Ihrer Bitte, sehr geehrter Herr Dietz, im Rahmen dieser Jubiläumsveranstal-

tung aus der Sicht eines Verwaltungsangehörigen zum Thema "Parlaments- und 

Behördenbibliotheken - Wirklichkeit und Anspruch -" zu sprechen, bin ich 

gerne nachgekommen. Sie geben mir damit die willkommene Gelegenheit, Ihnen, 

meine Damen und Herren, den aufrichtigen Dank für die vielfache Hilfe und 

Unterstützung zu übermitteln, die anderen und mir seit Jahrzehnten in der 

täglichen Arbeit durch Angehörige des durch Sie repräsentierten Kreises von 

Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes zuteil geworden ist. 

Zahlreiche Gespräche mit Mitarbeitern in allen Ebenen der Verwaltung machen 

immer wieder eines deutlich: die Behördenbibliotheken sind seit langem aktive 

Partner in der Bewältigung der täglichen Arbeit geworden. Unentbehrliche Be-

rater im immer komplizierter werdenden Entscheidungsprozeß der modernen Ver-

waltung, deren Entscheidungsgrundlagen kaum noch übersehbar und deren Infor-

mationsbedürfnisse kaum noch zu befriedigen sind, um es präziser zu sagen, 

einer Verwaltung,  die ohne ein optimales System der Informationsvermittlung 

nicht mehr funktionsfähig wäre. Und die behördeninterne Zentrale dieser In-

formationsvermittlung ist und bleibt die Behördenbibliothek. Diese Einsicht 

schließt das Wissen um die besonderen Schwierigkeiten ein, die mit der Leitung, 

Planung und Organisation von Behördenbibliotheken unter den im öffentlichen 

Dienst vorherrschenden Rahmenbedingungen verbunden sind. 

Erfahrungen im Umgang mit Behördenbibliotheken sind mir während meiner 32- 

jährigen Berufstätigkeit in der Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen 

zugewachsen, davon acht Jahre bei einer Bezirksverwaltung, weitere 24 Jahre 

in der Ministerialinstanz, hier u.a. 12 Jahre im Aufgabengebiet "Grundsatz-

fragen des öffentlichen Dienstrechts" und weitere 12 Jahre im Personalwesen. 

Ein Aufgabenbereich also, der über einen Normenbestand von etwa 40 - 50.000 

Paragraphen verfügt, mit einem inzwischen unübersehbaren Schrifttum und einer 

kaum noch registrierbaren Rechtsprechung als Begleiterscheinung. Ein Tätig- 
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keitsbereich mithin, in dem Mitarbeiter in besonderer Weise auf beratende 

Hilfe des bibliothekarischen Fachpersonals angewiesen sind. Es war sicher-

lich ein Glücksfall, daß die drei Dienststellen, in denen ich tätig war, 

über optimal ausgebaute Behördenbibliotheken verfügten, die von Diplom-

Bibliothekaren geleitet wurden. 

II Erlauben Sie mir, mit einem freimütigen Eingeständnis zu beginnen. Meine Be- 

mühungen, im Schrifttum Orientierungshilfen für eine systematisierende Er- 

fassung von spezifischen Problemen der Behördenbibliotheken zu gewinnen, 

sind ohne Ergebnis geblieben. Die hier wohl einschlägige "Zeitschrift für 

Bibliothekswesen und Bibliographie" vermittelt einen Einblick nur in das 

Hochschulbibliothekswesen. Mit ihrer Hilfe nicht erschließbar ist der Zugang 

zu Problemen des Berufsalltags der Parlaments- und Behördenbibliotheken. Der 

Orientierungshilfen suchende Leser entdeckt zu seiner  Überraschung eine 
weiße Fläche in der Bibliotheksliteratur. Ein verwirrendes wie bemerkens-

wertes Phänomen, wenn man folgendes bedenkt: 

- Die Zahl der Parlaments- und Behördenbibliotheken im Bundesgebiet ist um 

ein vielfaches größer als die der Hochschulbibliotheken. 

- Von den rund 1.200 Mitarbeitern des höheren Bibliotheksdienstes ist zwar 

nur ein geringer Teil in Parlaments- und Behördenbibliotheken tätig. Da-

gegen erfüllt von den rund 3.300 Mitarbeitern des gehobenen Bibliotheks-

dienstes ein großer Teil in Parlaments- und Behördenbibliotheken seine Auf-

gabe. 

- Der potentielle Benutzerkreis der Parlaments- und Behördenbibliotheken ist, 

das wird häufig übersehen, außerordentlich groß. Im unmittelbaren öffent-

lichen Dienst (Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände, Bundespost und 

Bundesbahn) waren im Jahre 1977 rund 312.000 Beamte und Angestellte des 

höheren Dienstes tätig, die zu rund 90 % wissenschaftlich vorgebildet sind 

und deren Tätigkeit den regelmäßigen Kontakt mit den Bibliotheken ihrer 
Dienststellen erfordert. Im unmittelbaren öffentlichen Dienst waren 1977 

außerdem rund 546.000 Beamte des gehobenen Dienstes und rund 200.060 Ange-

stellte vergleichbarer Vergütungsgruppen tätig. Dieser Personenkreis ist 

mindestens als potentieller Benutzerkreis von Behördenbibliotheken anzu-

sehen. Nach Einführung der Fachhochschulreife für alle Laufbahnen des ge-

hobenen Dienstes gilt dies in besonderer Weise. 

- Die Bedürfnisstruktur dieses außerordentlich großen Benutzerkreises stellt 

zunehmend höhere Anforderungen an die bibliothekarischen Fachkräfte. 
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Ich habe dabei nicht einmal berücksichtigt, daß zahlreiche Behördenbibliotheken 

im zunehmenden Umfang Rechtsanwälte, Studenten, in der Ausbildung befindliche 

Beamte des höheren und gehobenen Dienstes, aber auch Abgeordnete und Ratsmit-

glieder sowie sachkundige Bürger zu ihren Benutzern zählen. 

Es ist sicherlich keine unangemessene Oberschätzung der Arbeit der Parlaments-

und Behördenbibliotheken, wenn man ihre Bedeutung für die Belange der Allge-

meinheit nicht geringer veranschlagt als die der Hochschulbibliotheken. Denn 

als behördeninterne Informationszentralen sichern sie nicht nur die Funktions-

fähigkeit der öffentlichen Verwaltung, sondern in gleicher Weise die Qualität 

ihrer Entscheidungen - sei es im hoheitlichen, im dienstleistenden oder im 

planenden Bereich. Es ist eine Binsenweisheit, daß die Qualität der Verwal-

tungsentscheidungen bestimmt wird durch die Schnelligkeit ihres Zustande-

kommens, ihrer Richtigkeit im Sachlichen und Rechtlichen sowie ihrer Zuver-

lässigkeit und der Überzeugungskraft ihrer Begründung. Daß dieses alles ohne 

einen optimalen, durch die Behördenbibliotheken wesentlich mitgesteuerten In-

formationsvermittlungsprozeß nicht erreicht werden kann, bedarf keiner Er-

läuterung. 

Umso erstaunlicher muß es dem unbefangenen Beobachter erscheinen, daß die 

Behördenbibliotheken aus dem bibliothekarischen Fachschrifttum - von den 

Veröffentlichungen Ihrer Arbeitsgemeinschaft einmal abgesehen - völlig ver- 

bannt sind. 

III.Ich vermag nicht zu sagen, ob alle Parlaments- und Behördenbibliotheken unter 

den Rahmenbedingungen des öffentlichen Dienstes ihre Aufgaben optimal zu er-

füllen vermögen. Jedenfalls hat die Literaturversorgung der Behörden bisher 

in meinem beruflichen Erfahrungsbereich nirgendwo zu ernsthaften Klagen ge-

führt. Es gibt meines Wissens keine Parallele zu der Kritik, die zunehmend 

an der Literaturversorgung im Hochschulbereich geübt wird. Eine veröffent-

lichte Feststellung des Inhalts, daß in den Behörden wissenschaftliches bzw. 

fachliches Arbeiten wegen der schlechten Bibliotheksverhältnisse nicht möglich 

ist, ist mir nicht bekannt. Der Aufsatz von Herrn Prof. Pflug unter dem 

Titel "Engpässe in der Literaturversorgung" in der FAZ vom 7. März 1980 ver-

öffentlicht, bezieht sich in seinen Feststellungen auf die Situation in den 

Großbibliotheken, insbesondere den Hochschulbibliotheken. 

Ich möchte im folgenden versuchen, aus der Sicht eines Verwaltungsangehörigen 

auf einige Probleme einzugehen, die sich mir im Umgang mit Behördenbibliotheken 
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gestellt haben. Ausgehen möchte ich dabei von den beiden Grundfunktionen, die 

die Leistungsfähigkeit jeder Bibliothek bestimmen: ihrem Sammelauftrag und 

ihrem Bereitstellungsauftrag. 

1. Behördenbibliotheken können nicht in dem Sinne autonom sein, daß sie über 

das gesamte in der Dienststelle benötigte Schrifttum verfügen. Dieses ist 

nicht einmal in den fachlichen Schwerpunktaufgaben der Dienststellen möglich. 

Sie teilen insoweit das Schicksal der Hochschulbibliotheken mit ihrem sehr 

viel weiter ausgelegten Sammelauftrag. Es fehlen dafür sowohl die personellen 

als auch die finanziellen Voraussetzungen. Schon aus ökonomischen Gründen 

wäre jedes Vollständigkeitsstreben verfehlt und angesichts der geringer wer-

denden Ressourcen auch kaum vertretbar. 

Bei den Mitarbeitern sind diese Rahmenbedingungen bekannt. Als Bibliotheks-

benutzer sind ihnen überzogene Erwartungen fremd. Viele von ihnen würden es 

jedoch begrüßen, wenn die Behördenbibliotheken in größerem Umfang Fachzeit-

schriften als die für die Verwaltung bedeutsamsten Informationsvermittler 

bereithalten würden. 

Vor besonderen Schwierigkeiten stehen erfahrungsgemäß die Bibliotheken der 

Behörden,die im Zuge der Organisationsreform durch Zusammenlegung von Dienst-

stellen entstehen oder zur Bewältigung neuer Aufgaben errichtet werden. 

Eine Anmerkung zur erstgenannten Gruppe: Ziel der Gebiets- und Funktional-

reform war und ist es, leistungsfähigere Verwaltungseinheiten zu schaffen. 

Der Trend zur Bildung größerer Behörden ist zwangsläufig. Diese Entwicklung 

eröffnet aber zugleich die Möglichkeit, größere und leistungsfähigere Behör-

denbibliotheken einzurichten. Immer vorausgesetzt, daß die Chance erkannt 

und durch rechtzeitige Bereitstellung der erforderlichen personellen und 

finanziellen Mittel genutzt wird. 

In den Bibliotheken der neugebildeten Behörden wird diese Chance leider all-
zu häufig schon zu Beginn vertan. Ihre Ausstattung ist fast immer über zu lan-

ge Zeit unzureichend. Sie verfügen in der Reuel nicht einmal über die  für  die 

tägliche Arbeit erforderliche Grundausstattung. Es fehlt häufig an Fachper-

sonal. Die bisherigen Erfahrungen zeigen indes: Oberall dort, wo die Leitung 

und der Aufbau, die Organisation und die Beschaffung von Anfang an in die 

Hand eines ausgebildeten Bibliothekars gelegt worden sind, konnten nach-

weislich ganz beachtliche - um nicht zu sagen außergewöhnliche - Erfolge 
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erzielt werden. Beispiele dafür gibt es sowohl bei den obersten Landesbe-

hörden in Nordrhein-Westfalen als auch bei den nachgeordneten Dienststellen. 

2. Die Bereitstellung von Literatur durch Behördenbibliotheken wird allge-

mein als zufriedenstellend empfunden. Die Uffnungszeiten stimmen mit den 

Dienststunden überein. Behördenbibliotheken sind zwar ihrem Wesen nach Prä-

senzbibliotheken. Für Bedienstete besteht aber regelmäßig die Möglichkeit 

der Ausleihe. Für sog. "Spätarbeiter" gibt es daher kaum Probleme. 

Probleme gibt es gelegentlich dort, wo es im innerbehördlichen Arbeitsablauf 

an einem Führungsstil fehlt, der das Leistungsvermögen der Mitarbeiter aus-

reichend berücksichtigt. Die gelegentlich zu beobachtende Neigung, umfang-

reiche schriftliche Darlegungen "noch gestern" zu verlangen, ist dafür ein 

Beispiel. Die Probleme, die ein solches Verfahren aufwirft, sind auf Dauer 

weder von den Mitarbeitern noch von den bibliothekarischen Fachkräften zu 

bewältigen. Man kann nicht von den Behördenbibliotheken mehr verlangen, als 

man selbst zu leisten imstande ist. 

3. Bei der zwangsläufig begrenzten Ausstattung der Behördenbibliotheken 

wird der Leihverkehr im Rahmen der bibliothekarischen Versorgung zunehmende 

Bedeutung gewinnen. Ich vermag nicht zu beurteilen, ob die zentralen Nach-

weise und regionalen Zentralkataloge dafür ausreichen. Dieses zu beurteilen, 

fällt in die fachliche Kompetenz der bibliothekarischen Fachkräfte. 

Für meinen sehr begrenzten beruflichen Erfahrungsbereich kann ich bemerken, 

daß die Erledigung von Aufgaben bisher nicht an Verzögerungen im Leihverkehr 

gescheitert ist. Diese Aussage stützt sich auf Erfahrungen mit rd. 400 Fern-

leihen. Der Zeitraum von 3 bis 10 Tagen wurde dabei nie überschritten. Die 

überaus kritischen Äußerungen von Bernhard Fabian vermag ich daher nicht zu 

bestätigen. Aus seinem Aufsatz "Literaturversorgung der geisteswissenschaft-

lichen Forschung", veröffentlicht in der "Zeitschrift für Bibliothekswesen 

und Bibliographie", Heft 2/1980, möchte ich folgenden Satz zitieren: 

"Es ist durchaus gerechtfertigt, wenn man als Bibliotheksbenutzer den roten 

Leihschein als Lotterielos betrachtet, mit dem man in einer nicht kalkulier-

baren Zeit einen Treffer oder eine Niete zieht. Schon 1973 kam mindestens 

jeder zwanzigste Leihschein nicht einmal mehr zum Absender zurück." 

Ich kenne aus meinem beruflichen Erfahrungsbereich niemand, der Grund gehabt 

hätte, den Leihschein einer Behördenbibliothek mit einem Lotterieschein zu 

verwechseln. 
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4. Erfahrungen mit den Möglichkeiten der Datenverarbeitung sind bisher, so-

weit ich dies übersehe, durch Behördenbibliotheken kaum gewonnen worden. Es 

fehlt bisher an den erforderlichen technischen Einrichtungen. 

An die im Aufbau befindlichen Fachinformationssysteme werden zwar hohe Er-

wartungen geknüpft. Nicht selten begegnet man aber einer skeptischen Ein-

stellung. Häufig hat man folgende Einwände: 

- Der schnelle Computer hänge "an einem langsamen Tropf". Die Verwaltung 

benötige aber die jeweils neuesten Informationen. Der Verwendbarkeit von 

Computern seien daher merkliche Grenzen gesetzt. 

- Die Umstellung auf ein elektronisches Speichermedium stehe wegen der unge-

heuren Arbeit bei der Umsetzung bibliographischer Daten noch vor nicht 

gelösten Schwierigkeiten. 

- Zweifelhaft sei es, ob die elektronisch übermittelten Daten nach ihrem 

Informationsgehalt ausreichen. Die Datenverarbeitung könne keinesfalls 

die Beratung der bibliothekarischen Fachkräfte ersetzen. 

Haben Sie bitte Verständnis dafür, daß ich mich mangels eigener Erfahrungen 

kommentierender Außerungen enthalten muß. 

IV.Nach dem Vorangegangenen möchte ich versuchen, eine Art Zwischenbilanz mit 

dem Ziel zu ziehen, einige Anregungen zu geben, die helfen könnten,die ko-

operative Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Bibliothek noch fruchtbarer 

bzw. optimaler zu gestalten. 

1.a) Daß auf die zentrale Funktion der Behördenbibliothek bei ihrer räumli-

chen Unterbringung zu achten ist, sollte selbstverständlich sein. Schwierig-

keiten treten jedoch immer dann auf, wenn eine Dienststelle in mehrere Teil-

dienststellen aufgegliedert und in verschiedenen Gebäuden untergebracht ist. 

Besondere Probleme ergeben sich insbesondere in den kommunalen Großverwal- 

tungen. 

Zu beobachten ist hier häufig eine Tendenz zur Bildung kleiner Fachbücherei-

en am Arbeitsplatz. Die Folgen sind: Aufsplitterung des Buchbestandes; Kampf 

um Prioritäten bei der Beschaffung; Beeinträchtigung der Auswahlkompetenz 

der Bibliothek. Die Bibliothek kann in diesen Fällen in der Regel selbst 

ihre Grundfunktion nicht mehr erfüllen. 
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Behördenbibliotheken sollten daher stets als zentrale Betriebseinheit einge-

richtet werden. Die Vorteile liegen auf der Hand: bessere Obersicht; Vermei-

dung von Doppelbeschaffungen; Verhinderung eines unwirtschaftlichen Mittel-

aufwandes; bessere Präsenz des Literaturbestandes; optimale Literaturversorgung 

des Benutzers. 

Leider fehlt bisher eine fachlich durchdachte Konzeption für den Aufbau von 

Behördenbibliotheken in größeren Dienststellen mit räumlich getrennten Teil-

dienststellen. Eine solche Konzeption würde sicherlich eine Chance haben, in 

die organisatorischen Überlegungen zahlreicher Dienststellen in fruchtbarer 

Weise einzugehen. 

b) Bei der Errichtung neuer Behörden bestehen vielfach keine durchdachten Vor-

stellungen über Organisation und Aufbau sowie die notwendige personelle, 

finanzielle und sachliche Ausstattung. Dieser Mangel des Anfangs wirkt regel-

mäßig in die Zukunft fort mit der Folge, daß die unzureichende Grundausstattung 

zur Dauererscheinung wird. Ein zielorientierter weiterer Ausbau wird damit 

unmöglich. 

Verhängnisvoll wirkt sich vor allem ein anderer konzeptioneller Mangel aus. 

Dienststellen begnügen sich häufig mit der Einstellung von Hilfskräften und 

zwar in der verfehlten Auffassung, damit sei es "für den Anfang zu schaffen". 

Dringend geboten wäre es, den Aufbau der Bibliothek von Anfang an in die Hand 

einer bibliothekarischen Fachkraft mindestens des gehobenen Dienstes zu legen. 

Nur sie vermag die gerade zu Beginn so wichtige Gestaltungs- und Beratungs- 

funktion sachgerecht wahrzunehmen. 

Die dienstrechtlichen Schwierigkeiten, die der Gewinnung von Bibliothekaren 

entgegenstehen, sind mir bekannt. Sie lassen sich vermutlich nur überwinden, 

wenn für neugebildete Behördenbibliotheken von Anfang an Planstellen für Be-

amte des Bibliothekdienstes ausgebracht werden. Leider fehlen auch insoweit 

fachkundige Empfehlungen für eine sachgerechte personelle Ausstattung von Be-

hördenbibliotheken. 

2. Die apparative Ausstattung der Behördenbibliotheken wird zwar im ganzen 

als zufriedenstellend angesehen. Gelegentlich gewinnt der Besucher jedoch 

den Eindruck, Behördenbibliotheken seien nur für sog. "Ein-Buch-Leser" kon-

zipiert, nicht dagegen für Benutzer, die viele Bücher und Fachzeitschriften 

schnell hintereinander lesen oder eine größere Zahl von Büchern gleichzeitig 
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benötigen. Dies ist aber in den Dienststellen sehr häufig der Fall. Kurz: Es 
fehlt regelmäßig an ausreichendem Freiraum auf den fast immer zu klein ge-
ratenen Tischen. 

Vorherrschend ist bei Benutzern außerdem der Eindruck, daß die handschrift-
liche Auswertung der Literatur die bevorzugte Form der Informationserfassung 
sei. Den Bedürfnissen vieler Benutzer würde es sicherlich eher entsprechen, 
wenn die Bibliothek über ein Kopiergerät, eine Rechenmaschine und eine elek-
trische Schreibmaschine verfügen würde. 

3. In diesem Zusammenhang gestatten Sie mir einige wenige Hinweise zur Be-
dürfnisstruktur der Behördenbibliotheken: 

Daß der Buchbestand einer Behördenbibliothek in erster Linie durch die Auf-
gaben der Behörde bestimmt wird, ist eine Selbstverständlichkeit. Eine über 
diese allgemein gehaltene Feststellung hinausgehende Aussage über die Be-
dürfnisstruktur von Behördenbibliotheken ist angesichts der sehr unterschied-
lichen Aufgabenstellung der einzelnen Behörden kaum möglich. Die Bibliothek 
einer obersten Landesbehörde wird anders ausgestattet sein müssen als die 

Bibliothek einer Landesoberbehörde, einer Landesmittelbehörde, einer unteren 

Landesbehörde oder eines verwaltungsinternen wissenschaftlichen Instituts. 
Andererseits ist zu berücksichtigen, daß die Benutzer der Behördenbibliothe-
ken trotz der sehr unterschiedlichen Personalstruktur des öffentlichen 
Dienstes im ganzen homogener ist als die anderer Bibliotheken. Es müßte daher 
möglich sein, ein sog. Benutzerprofil für Behördenbibliotheken zu entwickeln, 
das Grundlage für künftige Aufbau- und Ausbauplanungen sein könnte. 

Behördenbibliotheken werden sicherlich fachliche Schwerpunktbibliotheken mit 
begrenzter Literaturausstattung bleiben. Sie werden die ihnen obliegenden 
Aufgaben also nach ganz anderen fachlichen Gesichtspunkten wahrnehmen müssen 

als Hochschulbibliotheken. Forschung ist grundsätzlich nicht Aufgabe von Be-
hörden. Von den Hochschulbibliotheken werden sich Behördenbibliotheken also 

auch künftig durch ihre fachgebundene Aufgabenstellung, insbesondere nach 

Intensivität und Tiefe der Erfassung unterscheiden. 

Die Versorgungsbedürfnisse ihrer Benutzer werden auch künftig in erster Linie 
auf praxisbezogenes Schrifttum gerichtet sein. Ihr Interesse zielt mehr auf 
aktuelle als auf historische Literatur. Die Bedürfnisse insbesondere der Mit-
arbeiter sind insoweit vergleichbar mit den Versorgungsbedürfnissen der Natur- 
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wissenschaftler, weniger denen der Geisteswissenschaftler. Historischer Lite-

raturbestand ist in Behörden weniger gefragt. Einer der dafür ursächlichen 

Gründe ist sicherlich der sich immer schneller ändernde Normenbestand. 

Die Behördenbibliothek wird danach, wenn sie den Bedürfnissen der Bediensteten 

gerecht werden will, ihren Sammelauftrag vornehmlich auf neueste Literatur, 

Fachzeitschriften und Rechtsprechungssammlungen konkretisieren müssen. Sie 

kann sich aber darauf nicht völlig beschränken. In vielen Dienststellen wächst 

insbesondere der Bedarf an wirtschafts- und sozialwissenschaftlichem Schrift-

tum. Das Bedürfnis an statistischem Material nimmt zu. Häufiger als früher 

wird auch ausländisches Schrifttum benötigt. 

4. Dies führt zu einem wichtigen Aspekt Ihres Berufsalltags, das Verhältnis 

von Bibliothek und ihren Benutzern. Erlauben Sie mir einen persönlich gehal-

tenen Hinweis: 

Benutzer betreten die Behördenbibliothek in Unkenntnis der Bedingungen, unter 

denen Behördenbibliotheken arbeiten. Sie sind ihnen fremd und für sie kaum 

erschließbar. 

Der Benutzer wird zwar in der Regel feststellen, daß die Bibliothek aus-

reichend ausgestattet ist. Für ihn bleibt sie gleichwohl schwierig handhab-

bar. Dies bedingt "Schwellenängste", d.h. das Gefühl der Hilflosigkeit. Das 

daraus resultierende Abhängigkeitsgefühl schlägt leicht in eine fordernde 

Haltung um. An dieser Stelle entfaltet sich das Spektrum menschlicher 

Schwächen. Hinzu kommt: Der Benutzer betritt die Bibliothek häufig in "Eile". 

Er ist kaum in der Lage, sich aus seiner hektischen Arbeitsatmosphäre zu ent-

lassen. Er unterliegt der Gefahr, diese Hektik erst in die Bibliothek hinein-

zutragen. Hier wird pädagogisches Talent und Geschicklichkeit im Umgang mit 

sog. "Hektikern" zur wichtigsten Tugend des bibliothekarischen Fachpersonals. 

Diese Tugenden erfordern Belastbarkeit, Aufgeschlossenheit und Flexibilität. 

Das pädagogische Talent schließt sicherlich auch die Fähigkeit zur Milde 

gegenüber den Säumigen ein, ein ewiges Argernis. Ich muß gestehen, daß mir 

dieses Maß an Milde im überreichlichen Maß zuteil geworden ist. Was sicherlich 

auch zum Abbau meiner "Schwellenängste" beigetragen hat. 

V.Diese sog. Schwellenängste, die bei nahezu allen Mitarbeitern zumindest zu 

Beginn ihrer Tätigkeit feststellbar sind, können möglicherweise auch noch 

auf andere Weise gemildert werden. Ich denke dabei vor allem an entsprechende 
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Informationshilfen der Bibliothek selbst. 

Die in mehreren Behörden übliche Aushändigung einer Benutzerordnung für die 

Bibliothek genügt in der Regel nicht. Die Erfahrungen mit vergleichbaren 

Ordnungen zeigen, daß sie entweder gar nicht oder nur sehr oberflächlich ge- 

lesen werden.  Überdies sagt die Benutzerordnung lediglich etwas über die 

äußeren Rahmenbedingungen aus. 

Erforderlich wären vor allem Informationen über die Benutzertechnik mit Hin-

weisen über die Art der Erschließungsmittel, mit bibliographischen Anleitun-

gen und Informationen über die Möglichkeiten des Leihverkehrs. Es wäre si- 

cherlich ein verdienstvoller Beitrag, wenn sich die Behördenbibliotheken 

- ggfs. nach dem Vorbild eines durch ihre Arbeitsgemeinschaft herausgegebe-

nen Musters - zur Herausgabe eines kurzgefaßten Wegweisers für Bibliotheks- 

benutzer entschließen könnten. Dieser Wegweiser sollte auch Hinweise zur 

Zitiertechnik enthalten. Denn die richtige Zitiertechnik bereitet vielen 

Mitarbeitern nicht unerhebliche Schwierigkeiten. Mir ist z.B. bekannt, daß 

zumindest bei einer Dienststelle in der Landesverwaltung NW vor einigen 
Jahren in Zusammenarbeit mit der dortigen Bibliothek der Versuch gemacht 

worden ist, den Mitarbeitern für die tägliche Arbeit Richtlinien über das 
Zitieren von Schrifttum an die Hand zu geben. Mit dieser Hilfe sind außer-

ordentlich gute und nachahmenswerte Erfahrungen gemacht worden. 

Leider gibt es noch nicht in allen Dienststellen regelmäßig erscheinende 

Neuerwerbungsverzeichnisse. Die guten Erfahrungen mit dieser Art der Infor-

mationsvermittlung legt es nah, diese gute Übung  in allen Dienststellen ein- 

zuführen. Einbezogen werden in den Adressatenkreis müßten mindestens auch 

die Mitarbeiter des gehobenen Dienstes. Geprüft werden sollte ferner, ob es 

nicht sinnvoll wäre, in regelmäßig erscheinenden Verzeichnissen die in Fach- 
zeitschriften erschienenen Beiträge - nach Sachgebieten gegliedert - zu-

sammenzustellen und diese Verzeichnisse den Bediensteten zuzuleiten. 

VI.Eine bessere Information der Mitarbeiter durch Hinweise zur Bibliothekstech-

nik und Informationen über Literaturzugänge ist nicht identisch mit dem, was 

heute als Benutzerschulung bezeichnet wird. Von ihr wird seit dem Ende der 
60er Jahre vornehmlich im Zusammenhang mit den Hochschulbibliotheken  gespro-
chen.  Man widmet sich ihr heute noch gründlicher, aufgeschlossener und wohl 
auch mit größerem Verbindlichkeitsanspruch. Die Ausgangssituation in der 

öffentlichen Verwaltung ist der in Hochschulbibliotheken zumindest ähnlich. 
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Die neuen Mitarbeiter, insbesondere die Nachwuchsbeamten des mittleren und 

gehobenen Dienstes haben zunächst keine zutreffende Vorstellungen darüber, 

wie eine Bibliothek aufgebaut ist, wie sie funktioniert, welche Erschlies-

sungsmittel ihr zur Verfügung stehen und welche Beschaffungsmöglichkeiten 

im Leihverkehr bestehen. Das bibliothekarische Potential wird aus diesem 

Grunde nicht voll oder überhaupt nicht genutzt. Dies ist auf dem Hintergrund 

folgender Erkenntnisse erstaunlich: Die Untersuchungen von Robinson in den 

USA haben gezeigt, daß die Kenntnisse der Studenten über den Gebrauch von 

Bibliotheken mit ihrem Notendurchschnitt positiv korrelieren. Wer weiß, wo 

und wie er die benötigten Informationen beschaffen kann, hat einen ent-

scheidenden Vorteil. Die Untersuchungen haben ferner gezeigt, daß viele Stu-

denten noch im vierten Semester nicht ausreichend über die Benutzung von 

Bibliotheken unterrichtet waren. Es waren die Studenten mit dem schlechtesten 

Notendurchschnitt. 

Man kann diese Erkenntnisse mit gewissen Einschränkungen auf Behörden über-

tragen und feststellen: Die Leistungsfähigkeit von Bediensteten korreliert 

positiv mit dem Wissen um die Möglichkeiten der Informationsbeschaffung, 

d.h. in erster Linie der Benutzung der Bibliothek. Und: Die Leistungsfähig-

keit einer Dienststelle korreliert positiv mit der Leistungsfähigkeit ihrer 

Bibliothek. 

Inzwischen gibt es erfreuliche Ansätze für eine Benutzerschulung mindestens 

für Nachwuchsbeamte des gehobenen Dienstes. Im Rahmen der praxisbezogenen 

Einführung werden den Anwärtern und Studenten der Fachhochschule für öffent-

liche Verwaltung Nordrhein-Westfalen u.a. Kenntnisse über die Grundlagen 

der Verwaltungsarbeit vermittelt. Dazu gehört auch das Stoffgebiet "Infor-

mationsbeschaffung und -auswertung". Dieses umfaßt auch eine kurze Unter-

weisung in der Bibliothekstechnik. 

Ziel dieser Einführung ist eine fachbezogene Unterweisung in der qualifier-

ten Bibliotheksbenutzung unter besonderer Berücksichtigung der Verhält-

nisse in den Behördenbibliotheken. Inhaltlich umfaßt die Unterweisung die 

wichtigsten Informationen über Bibliothekssysteme, Erschließungsmittel, den 

Leihverkehr bzw. überregionale Literaturversorgungssysteme. Verzichtet 
wird 

auf eine Unterweisung über die spezialisierte Informationsrecherche, wie 

sie im Hochschulbereich erforderlich ist. 

Die Voraussetzungen für eine optimale Gestaltung dieser Unterweisung sind 

zumindest auf Seiten des Adressatenkreises gegeben. Sie verfügen über eine 
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gleiche Vorbildung, eine übereinstimmende Lerneinstellung, das gleiche Berufs- 
feld sowie gleiche Zielvorhaben für das Ausbildungs- und Arbeitsverhalten. 

Ganz anders sieht es bei den Dozenten aus, die diese Unterweisung in der Re-

gel nebenamtlich auf der Grundlage ihrer praktischen Erfahrung erteilen. Es 
fehlt bisher an Anleitungen für die Gestaltung dieser Unterweisung. Wichtige 

Fragen sind ungeklärt, z.B. die Frage, in welcher Weise die Studenten am 
Schulungsprogramm aktiv zu beteiligen sind. Die optimale Form wäre wahrschein- 

lich eine Kombination von Schulungsmitteln in Gestalt schriftlicher Unter-

weisungen und Dia-Vorträgen. Bevor hier ein pädagogischer Entlaubungsprozeß 

einsetzt - mit dem Verzicht auf diese Unterweisung als Folge - wäre zu über-

legen, den Dozenten zur Vorbereitung fachkundige Hilfen an die Hand zu geben. 

VII.Lassen Sie mich zum Schluß auf eine, wie ich meine, wichtige Frage kurz ein-
gehen. 

Eine Behördenbibliothek wird den an sie zu stellenden Anforderungen nur genü-

gen können, wenn ihr möglichst weitreichende Kompetenzen eingeräumt werden. 
Es sollte selbstverständlich sein, daß bibliothekarischen Fachkräften ein 

weitgespannter Entscheidungsspielraum bei der eigenverantwortlichen Wahrneh-

mung ihrer Aufgaben verbleibt. Zur selbstverständlichen Obung sollte es ins-
besondere gehören, daß die Personalreferate den Leiter der Bibliothek bei 
der Auswahl neuer Mitarbeiter beteiligen. Bei einem Auswahlverfahren sollte 

er Mitglied der Auswahlkommission sein. 

Dem Leiter der Bibliothek sollte unter Zuordnung zum Dienststellenleiter oder 

seinem allgemeinen Vertreter außerdem die Auswahlkompetenz für die zu be-
schaffende Literatur verbleiben. Es gibt hier in vielen Dienststellen eine 
bewährte Arbeitsteilung: Spezielle Fachliteratur auf Anregung der Fachdezer-
nate, Auswahl der allgemeinen Literatur durch den Bibliotheksleiter. Diese 

gegenseitige Ergänzung sichert einen reibungslosen und optimalen Arbeits-
ablauf. Sie sollte unbedingt beibehalten werden. 

Ich selbst teile die verbreitete Skepsis gegen sog. Auswahlkommissionen. Sie 
beeinträchtigen nicht nur das berufliche Selbstverständnis des Leiters. Sie 
verfügen m.E. auch nur über eine geringe Sachkompetenz.  Das Verfahren ist 

umständlich und zeitraubend. Die Ergebnisse sind zwangsläufig fragwürdig, 

weil in der Kommission nicht alle Organisationseinheiten vertreten sein können. 
Gefährdet wird eine sachgerechte Planung. Mangelnde Flexibilität ist überdies 

die Folge. Dieses alles spricht . für einen Verzicht auf derartige Gremien. 

Meinen Beitrag habe ich mit dem Dank an die Mitarbeiter der Parlaments- und 
Behördenbibliotheken begonnen. Lassen Sie mich schließen mit den besten Wün-

schen für einen fruchtbaren und erfolgreichen Verlauf dieser Veranstaltung. 
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Die Zukunft der Behördenbibliotheken 

von 

Günther Pflug 

Die Zukunft der Behördenbibliotheken, haben sie eine eigene Zukunft? Läßt 

sich hier nicht einfach alles das wiederholen, was über die Zukunft der Bi-

bliotheken an Hoffnungsfrohem und Angsterfülltem seit Jahren immer und immer 

wiederholt wurde: die exponential wachsende Flut bedruckten Papiers, die die 

Geschäftsgänge der Bibliotheken - aller Bibliotheken - verstopft, die nicht 

abreißende Lawine,der Leser und Benutzer, die jedes Jahr einen neuen Rekord 

in der Statistik bereitet, einen Rekord, der neben Stolz, daß man es noch 

einmal geschafft hat, auch Befürchtungen auslöst, wie es im nächsten Jahr 

weitergehen soll. Bei philosophischeren Köpfen löst das Zauberwort Zukunft 

wohl auch Betrachtungen über die sich ändernde Medienwelt mit elektronischen 

Datenbanken und Bildschirmtexten aus, in der die Bibliotheken vielleicht nur 

noch museale Aufgaben erhalten, sicherlich dann, wenn die Bibliothekare nicht 

bereit sein sollten, sehr schnell zu Ingenieuren oder Informatikern zu werden. 

Das alles ist schon viele hundert mal beschworen worden. Wollen Sie das alles 

von mir noch einmal hören? Sicherlich nicht. Die Aspekte der Vorredner solle 

ich zusammenfassen, hat mir Herr Dietz geschrieben. Das ist ein klarer Auf-

trag, wenn auch nicht so einfach auszuführen, wie es scheint, da mir diese 

Vorträge vorher ebenso wenig bekannt waren, wie Ihnen. Und auf meine Impro-

visationsgabe möchte ich mich denn doch nicht verlassen. 

Was auch immer Herr Schweitzer, Herr Zeh und Herr Höffken sagen mochten, so 

viel.war mir aufgrund dieser Themenstellung klar, daß sich ihre Ausführungen 

nicht in der abstrakten Luft futurologischer Allgemeinheiten bewegen würden. 

Dazu waren die Themen zu konkret gestellt. Kann ich also dort anschließen, wo 

meine Vorredner den Faden haben liegen lassen? 

So einfach, wie dies scheint, ist es wohl nicht. Ober Erfahrungen wurde bisher 

berichtet. Welche Erfahrungen kann ich diesen Berichten anfügen, welche kon-

kreten Erfahrungen, der ich niemals in einer Behördenbibliothek gearbeitet, 

der ich nicht einmal eine solche benutzt habe. Anforderungen werden aus diesen 

Erfahrungen abgeleitet, auf die Zukunft gerichtete Planungen. Ist damit nicht 

eigentlich bereits das mir vorgegebene Thema abgehandelt, erschöpft? Was 
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wollen Sie also noch von mir hören, wenn nicht eine Zusammenfassung, d.h. 
eine redundante Wiederholung, hinter der nicht einmal die gleiche Erfahrung 
steht, also ein blasserer Abklatsch? 

Oder stehen die Parlaments- und Behördenbibliotheken doch noch in anderen Zu-
sammenhängen, als sie bei einer rein praxisorientierten Betrachtung zutage 
treten? Lassen sich über die Zukunft dieser Bibliotheken von anderen Er-
fahrungen und  Überlegungen aus Schlüsse ziehen, die etwas über ihre Zukunft 
offenbaren? Lassen Sie mich versuchen, auf diese Frage zu antworten. 

Wir haben uns hier zu einer Jubiläums- und Fachtagung versammelt, festliche 
Rückblicke mit fachlichem Gedankenaustausch verbindend. So lassen Sie mich 
denn mit dem Rückblick beginnen. 25 Jahre Arbeitsgemeinschaft der Parlaments-
und Behördenbibliotheken. Das ist in der Geschichte des Bibliothekswesens 
eine kurze Zeitspanne, und so entsteht leicht der Eindruck, daß hier ein 
junger Zweig mit rezenten Sorgen ohne große Traditionen vereinigt sei, der 
mehr unter Geburts- und Mutationsbeschwerden leide als unter der Last drük-
kender Traditionen, die das Bibliothekswesen sonst wohl zu beschweren schei-
nen. Gerade in diesem Bundesland, in Nordrhein-Westfalen, ist der Gegensatz 
zwischen alten und neuen Bibliotheken an den Hochschulen ein häufig disku-
tiertes Thema, das die Spannungen zwischen Tradition und Zukunft zu demon-
strieren scheint. Gibt es auch etwas von diesem Geist unter Ihnen? 

So jung wie die Arbeitsgemeinschaft, ist nun der von ihr repräsentierte Bi-
bliothekstyp keineswegs. Reine Verwaltungsbibliotheken lassen sich mindestens 
bis in das ausgehende Mittelalter nachweisen, wenn auch dieser Zweig der Bi-
bliotheken bisher wenig Aufmerksamkeit gefunden hat. Selbst dort, wo z.B. in 
privater Hand echte Verwaltungsbibliotheken aufgebaut wurden, etwa bei den 
großen Büchersammlungen der Renaissance - den Groliers oder Thous - wurden 
von der Bibliotheksgeschichte diese Sammlungen der allgemeinen Bibliotheks-
entwicklung einverleibt. Und noch der große Versuch einer Enzyklopädie des 
Bibliothekswesens, das Milkausche Handbuch, weiß mit diesem bibliotheka-
rischen Quellfluß wenig anzufangen. Was Wunder, daß sich die Kollegen in den 
Behördenbibliotheken selbst um eine Differenzierung bemüht haben, wohl 
fühlend, daß das Bild, das in den traditionellen Lehrbüchern gemalt und von 
den offiziellen Verlautbarungen bibliothekarischer Verbandsvertreter ver-

breitet wurde, diesem Bereich nicht gerecht wird. Gleichzeitig mit dem Mil-
kauschen Handbuch erschien eine erste Darstellung der Behördenbibliotheken, 
in der sich ihre Vertreter ein eigenes Profil zu geben bemühten. 
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Selbständigkeit und Andersartigkeit dieser Bibliotheken zu demonstrierten, 

das scheint - wenigstens dem heutigen Leser - der Grundtenor dieses Werkes 

zu sein. Sind die Argumente für dieses Selbstverständnis noch heute über-

zeugend oder stellen sie nur eine Reaktion auf einen Druck dar, dem diese 

Bibliotheken unterworfen waren und vielleicht auch heute noch unterworfen 

sind, einem Druck von zwei Seiten, einerseits von den Behörden, denen diese 

Bibliotheken eingegliedert sind und die wohl nicht immer das rechte Verständ-

nis für dieses in den Behördenaufbau nicht leicht einfügbare Gebilde auf-

bringen, andererseits von den Kollegen an den sog. Allgemeinbibliotheken, also 

an den Hochschul-, Staats-, Landes- und Stadtbibliotheken, die Ton und Klima 

der Bibliotheksdiskussion bestimeenund aus einer Verbindung zur wissenschaft-

lichen Institution eine Vorstellung von Wissenschaftlichkeit ihrer Arbeit ab-

leiteten, die leicht zu einer Attitüde der  Überlegenheit gegenüber anderen Bi-

bliothekstypen führte. Wenn in dieser Atmosphäre etwa Paul Münster in den 

zwanziger Jahren eigene Ausbildungsgänge für Behördenbibliothekare forderte, 

so muß man sich fragen, inwieweit dies nur aus den Erfahrungen der Behörden-

bibliotheken innerhalb ihrer Dienststellen abgeleitet erscheint und an welcher 

Stelle der Selbstbehauptungswille gegenüber einer elitären Bibliotheksgesinnung 

einsetzt. 

Hoffen wir, daß diese Frage heute deshalb nicht beantwortet werden muß, weil 

sie Geschichte geworden ist. 

Dennoch sind die Unterschiede zwischen den Bibliotheken nicht zu leugnen. Was 

also macht die Sonderheit der Parlaments- und Behördenbibliotheken aus? Was 

hat die Gründung der Arbeitsgemeinschaft vor 25 Jahren gerechtfertigt? Nicht 

zu übersehen ist, daß dieser Akt in eine Zeit fiel, in der mehrere derartige 

bibliothekarische Zusammenschlüsse entstanden. Die Arbeitsgemeinschaft der 

technisch-wissenschaftlichen Bibliotheken ist wohl die erste gewesen, die 

sich nach dem 2. Weltkrieg konstituierte. Diejenigen der kirchlichen Biblio-

theken folgten. Technische Hochschulbibliotheken, Hochschulbibliotheken, 

Wissenschaftliche Stadt- und Landesbibliotheken, Großstadtbüchereien, Biblio-

theken der Landbauwissenschaft, heute ist das Feld weit aufgesplittert, und 

man muß sich wohl fragen, wo die Notwendigkeit für diesen Prozeß liegt. 

Ursprünglich erschien - das war wohl der theoretische Ausgangspunkt des Hand-

buchs der Bibliothekswissenschaft - eine Dreiteilung des Bibliothekswesens 

vorgesehen: Wissenschaftliche Allgemeinbibliotheken, Uffentliche Bibliotheken, 

Spezialbibliotheken. So hat sich denn auch eine Trias von Verbänden in der 

ersten Nachkriegszeit etabliert, nachdem Floß die Arbeitsgemeinschaft tech- 
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nisch-wissenschaftlicher Bibliotheken gegründet hatte, aus der unter dem Ein-

fluß von GUlich nach rund zehnjähriger Diskussion die Arbeitsgemeinschaft 

der Spezialbibliotheken wurde. Dieser Wandel zeigte an, daß sich die ur-

sprünglich auf die Bibliotheken der Industrieunternehmen und Wirtschaftsver-

bände stützende Arbeitsgemeinschaft der technisch-wissenschaftlichen Biblio-

theken um einen neuen Typ, eben um Bibliotheken mit öffentlichen Unterhalts-

trägern erweitert werden sollte. Warum hat nun dieser Prozeß nicht ausge-

reicht, die unterschiedlichen bibliothekarischen Bedürfnisse und Interessen 

angemessen zu vertreten? Was hat die Aufgliederung dieser drei Blöcke aus-

gelöst? Partikularismus? Egoismus? Oder gibt es doch sachliche Notwendig-

keiten für diesen Prozeß? 

Hatten noch vor gut 50 Jahren die Behördenbibliotheken eine eigene Ausbil-

dung, d.h. einen eigenen Berufsstand gefordert, so finden wir heute in brei-
tem Maße Bibliothekare mit der allgemeinen Bibliotheksausbildung in Behörden-

bibliotheken. Ein wesentliches Argument der zwanziger Jahre für die Selb-

ständigkeit - so scheint es - ist dahin. Sicherlich ist dieser Prozeß auf 

zwei Ebenen abgelaufen. Die Behördenbibliotheken haben sich um so leichter 
den allgemeinen Ausbildungsnormen anpassen können, je deutlicher die Aus-

bildungsgänge duch auf die Bedürfnisse der Behördenbibliotheken Rücksicht 

genommen haben, und das gilt sicherlich in der Ausbildung des gehobenen 
Dienstes starker als in der des höheren Dienstes. Eigene Praktikumsmöglich-

keiten an den Behördenbibliotheken, eigene Einstellung der Anwärter z.B. für 
die Bundesverwaltung durch das Bundesverwaltungsamt, schließlich eine ent-

sprechende Ausbildung in der Bundesfachhochschule für die allgemeine Ver-

waltung verbinden sich mit den Gemeinsamkeiten der fachlichen Ausbildung an 
den allgemeinen Fachhochschulen für das Bibliothekswesen und Praktiken an 

wissenschaftlichen Allgemeinbibliotheken. So scheint ein Gegensatz behoben, 
eine Spezialisierung in der Allgemeinheit wieder eingefangen, die berufs-
ständische Forderung nach Sonderformen überlebt zu sein. Doch was in der 
Au§bildung in einem Kompromiß endete, der - da beide Ausbildungsgänge noch 

nicht gegeneinander abgegrenzt sind - beiden Seiten die nötige Offenheit zu 

bescheren scheint, muß noch nicht notwendig das Modell abgeben für die Be-
trachtung und Behandlung der anderen Unterschiede. 

Genaue Kenntnis der Behördenorganisation und umfassende Erfahrung in der Ver-
waltung, das wurde in den zwanziger Jahren von den Behördenbibliothekaren 

gefordert, Anforderungen, die deutlich von denen abweichen, die etwa in den 

Lehrbüchern des Bibliothekswesens von den Kollegen an den wissenschaftlichen 
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Allgemeinbibliotheken formuliert wurden. Hatte Uhlendahl gefordert, daß die 

Bibliothekare in der Lage sein müssen, sich gegenüber dem in allen Sätteln 

gerechten Fachmann und Gelehrten durchsetzen zu können, so setzt Franke dem 

entgegen, daß der Behördenbibliothekar sich in seiner Dienststelle behaupten 

müsse. Hier erscheint der Gegensatz zwischen Allgemeinbibliothek und Behörden-

bibliothek als ein Problem der Benutzertypologie. Das mag zuerst einmal ver-

wundern, hat Uhlendahl doch mit der Formulierung "des in allen Sätteln ge-

rechten Fachmanns" einen so weiten Spielraum vorgegeben, daß unter ihm der 

Hochschullehrer sicherlich nicht besser subsumiert werden kann als der Mitar-

beiter in einer Behörde. 

Der entscheidende Unterschied, der hier angesprochen werden soll, ist also 

mit den Formulierungen der zwanziger Jahre offensichtlich nicht adäquat be-

zeichnet. Soviel ist ihnen jedoch zu entnehmen, daß die Differenzierung 

zwischen diesen Bibliotheksformen im Verhältnis zu den Organismen liegen muß, 

denen die Bibliotheken eingegliedert sind. Daß diese Relationen nicht aus-

schließlich auf Behördenbibliotheken beschränkt werden können, dafür gibt es 

zahlreiche Beispiele innerhalb und außerhalb der Hochschulen. 

Bibliotheken stehen in hohem Maße außerhalb der Hierarchien der sie tragenden 

Institutionen; das gilt in gleichem Maße für die Hochschulen wie für dieBehör-

den. Man braucht nur einen Blick in die Hochschulgesetze der einzelnen Bundes-

länder zu werfen, um zahlreiche Bestätigungen dieses Faktums zu finden. Ent-

weder regeln diese Gesetze die Stellung der Bibliothekare in besonderen Para-

graphen, oder die Rechtsstellung der Bibliothekare wird zu einem langen Inter-

pretationsspiel über Gesetzestexte, die nie so ganz auf die besondere Situa-

tion der Bibliotheken zupassen. Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter, Mittelbau, 

wissenschaftliche Mitarbeiter außerhalb der Fachbereiche, keine der üblichen 

Kategorien paßt hier so ganz. Einige Länder - z.B.Niedersachsen - sind schließ-

lich so weit gegangen, rechtlich den Status der Bibliothekare überhaupt ganz 

abzuschaffen und auch diese zu wissenschaftlichen Beamten umzubilden, ohne 

daß damit die faktischen Probleme mit der Eingliederung der Bibliothek in den 

Hochschulorganismus gelöst werden könnten. Denn diese Probleme sind nicht vor-

dringlich personalrechtlicher, sondern organisatorischer Natur. Daß dieUniver-

sität sich selbst durch das Festhalten an der Vorstellung körperschaftlicher 

Strukturen Hürden für eine sachgerechte Eingliederung der Bibliotheken ge-

schaffen hat, sei nur am Rande erwähnt, soll hier doch nur auf die Paralleli-

tät gewisser Probleme im Hochschul- und Behördenbereich bei der Eingliederung 

der Bibliotheken hingewiesen werden. Im Grunde stehen also die Hochschulbiblio- 
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theken trotz aller Gleichschaltung der Personalstrukturen außerhalb der all-

gemeinen Hochschulorganisation mit ihren Selbstverwaltungsgremien. Bibliothe-

ken sind, dies kann aus dem Hochschulbeispiel entnommen werden, im Grunde 

Fremdkörper innerhalb der Organismen, denen sie zugeteilt sind. Das ist ei-

gentlich das Gemeinsame in den Aussagen über die Allgemeinbibliotheken von 

Uhlendahl und die über die Behördenbibliotheken von Franke oder Müller. Wie 

warden die Bibliothekare mit dieser Situation fertig? Daß es nicht eine 

Kenntnisfrage ist, die durch eine Intensivierung der Ausbildung oder gar 

durch ihre Spezialisierung behoben werden kann, habe ich oben bereits ge-

zeigt. Die Vorstellungen Leyh's, daß der Bibliothekar klüger oder auch nur 

gebildeter sein müsse als jeder seiner Benutzer, ist zu offensichtlich ein 

schöner Tagtraum, der das Problem des Außerhalbseins durch ein Oberlegen-

heitsgefühl kompensieren will, das, selbst wenn seine Verallgemeinerung ge-

lingen sollte, die Isolierung der Bibliotheken nicht löst, nur vielleicht 

die psychischen Folgen für die Bibliothekare erträglicher macht. Illusionen 

sind jedoch keine Lösungen. 

Was also ist die Ursache dieser Isolierung der Bibliotheken, wohl verstanden 

der Bibliotheken, nicht der Bibliothekare, die nur als eine Folge der Sonder-

stellung der Bibliotheken verstanden werden kann? 

Bibliotheken sind Hilfseinrichtungen, die ihrer Natur nach in das allgemeine 

Aufgabenprofil der Institutionen, der sie zu dienen haben, nicht eingeglie-

dert werden können. Das jedoch kann allein ihre Sonderstellung nicht recht-

fertigen. Jede Institution, jede Behörde benötigt einen gewissen Teil ihrer 

Kapazität zur Selbstverwaltung. Dieser Teil ist gewöhnlich dadurch ausge-

zeichnet, daß er in der Behörde einen nicht gerade untergeordneten Rang ein-

nimmt. Meist werden diejenigen Abteilungen und Referate, die der eigenen 
Verwaltung dienen - etwa Personalverwaltung, Haushalt, Justitiariat - bevor-

zugt an die Spitze des Organisationsplanes gestellt; die mit diesen Referaten 

beauftragten Mitarbeiter genießen eine besonders herausgehobene Stellung. 

Hier drückt sich die Obrigkeit innerhalb der Obrigkeit aus. 

Nichts davon für die Bibliothek. Sie ordnet nichts an, setzt nichts fest, 

und wenn sie gewisse Regeln für ihre Benutzung bestimmt, hat sie meist er- 

hebliche Mühe, diese durchzusetzen, ganz anders als die allgemeine Verwaltung. 

Die Sonderstellung der Bibliothek innerhalb einer Behörde läßt sich nicht 

allein daraus erklären, daß sie nicht primär zum Behördenzweck beiträgt. Es 

sind vielmehr zwei andere Quellen, die hier wirken. Zum einen stellt der 
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Bibliothekar in jeder Weise einen Außenseiter dar, der innerhalb der Behörde 

nicht anders als an seinem Platz verwendbar ist. Selbst in reinen Fachbehör-

den sind dagegen die mit der Verwaltung beschäftigten Mitarbeiter in der Regel 

auch in der Facharbeit verwendbar, da auch zu Spezialverwaltungsaufgaben all-

gemeine Fachkräfte benötigt werden. Dort, wo das nicht der Fall ist, droht in 

der Tat dem Verwaltungspersonal ähnliche Isolierung wie den Bibliothekaren. 

Diese außerhalb aller Karriere angesiedelte Existenz hat wohl innerhalb einer 

von Karrieredenken bestimmten Behördenatmosphäre immer etwas Suspektes, Sek-

tiererisches, so daß sich tüchtige Bibliothekare oft mit der naiven Frage 

konfrontiert sehen, wie konnten Sie gerade Bibliothekar werden? 

Die andere Quelle liegt in dem ewigen Zwiespalt zwischen prompter und um-

fassender Bibliotheksdienstleistung, ein Zwiespalt, der überhaupt erst die 

Bibliotheken geschaffen hat und der auch heute noch nicht nur in den Behörden, 

sondern auch in den Hochschulen weiterwirkt. In kleinen Behörden bietet sich 

die Lösung an, jedem Sachbearbeiter oder Referenten die hauptsächlichen Kom-

mentare auf den Schreibtisch zu stellen. Die Bibliothek als Handapparat ist 

für viele das Ideal gewesen und geblieben. Die Zusammenfassung der Bücher-

sammlungen zu zentralen Einrichtungen wird noch oft genug als lästig, wenn 

nicht gar als überflüssig empfunden. Was in den Hochschulen als Querele 

zwischen zentraler Hochschulbibliothek und dezentralen Instituts- oder Lehr- 

stuhlbibliotheken ausgetragen wird, findet auch in den Behörden seine Parallele 

in den Forderungen nach Handapparaten, die die Stellung der zentralen Behör-

denbibliothek zu zersetzen drohen, und für viele Referenten scheint dort der 

eigentliche Charakter der Bibliothek zu liegen. Noch gut erinnere ich mich, 

daß Ende der fünfziger Jahre ein Ministerialrat des Bundesinnenministeriums 

in Tarifverhandlungen gesagt hat, meine Bücher hält meine Putzfrau in Ordnung. 

Was also auch immer zur Zusammenfassung der Buchbestände einer Dienststelle 

geführt hat, dieser Prozeß ist stärker von ökonomischen Erwägungen als von 

den Wünschen der Leser geprägt gewesen, und so wurde gleich zu Beginn ihres 

Entstehens eine Einrichtung vielleicht mit einer gewissen Einsicht in ihre 

Notwendigkeit, nicht jedoch mit dem Enthusiasmus begrüßt, der für eine frucht-

bare Eingliederung erforderlich gewesen wäre. Zudem scheint sich eine fach-

liche Verwaltung keineswegs an diesen Entschluß zur Zentralisierung der Buch-

bestände anzuschließen. Jahrelang ging es offensichtlich recht gut mit einer 

nebenamtlichen Verwaltung durch einen Referenten, der allenfalls durch eine 

entsprechende Schreibkraft unterstützt wurde, und selbst heute noch haben wir 

zahlreiche Behördenbibliotheken, die über diesen Entwicklungsstand nicht hinaus- 
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gelangt sind. Es seien nur die Schulbibliotheken genannt, die in der Regel 

von einem Lehrer gegen eine geringe Ermäßigung seines Lehrdeputats verwaltet 
werden, obwohl unter diesen Bibliotheken sich Einrichtungen befinden, die an 

Umfang und Wert der Bestände zu den beachtlichen Bibliothekseinrichtungen 

der Bundesrepublik Deutschland gerechnet werden müssen. 

Es bleibt erstaunlich, wie lange sich dieser Typ nebenamtlich verwalteter 
Bibliotheken behauptet, selbst nachdem im Grundsatz längst anerkannt wurde, 

wie wichtig eine gut funktionierende Bibliothek fUr eine Verwaltung ist. 
Hier ist wohl nicht nur Unverstand am Werk. Man sollte eher andere Ursachen 

vermuten. 

Natürlich spielen auch die Dimensionen eine Rolle. Wann, so ist zu fragen, 
wird aus einem Bücherbord eine Bibliothek. Diese Frage kann jeder bereits 

in seinem eigenen Lebenskreis stellen, sammeln sich doch durch Geburtstags-

und Festtagsgeschenke, eventuell durch Buchclubmitgliedschaften oder auch 

durch eigene Leseinteressen im Laufe eines Lebens zahlreiche Bücher in Re- 
galen oder Schränken an. Sie bereits eine Bibliothek zu nennen, sträubt sich 

wohl der allgemeine Sprachgebrauch, fehlt dieser Büchermenge doch eine 

wesentliche Eigenschaft, Konsistenz und Kontinuität der Sammlung. Das, was 
sich im Privaten leicht als ein Oberborden des Sammeltriebes über die Lese-
möglichkeit oder auch nur über die Lesebereitschaft darstellt, wird in den 

Behördenbibliotheken systematisiert und institutionalisiert, insofern als 
zwar der Erwerb von der Lektüre getrennt werden muß, er jedoch an eine prä-

sumptive Nutzung gebunden wird. Das wesentliche der Bibliothek ist also die 
Vorsorge. Insofern ist der Bibliothekar jeweils den anderen Mitarbeitern der 
Behörde voraus, und je besser ihm dies gelingt, um so stärker wird er sich 
auch als Außenseiter in seiner Behörde behaupten können. 

Doch ist aus dieser Erkenntnis leichter ein Rat formuliert, als ein Weg auf-

gezeigt, ihn zu verwirklichen. Auch Bibliothekare sind keine Wahrsager, und 
was eine Behörde in Zukunft an Literatur benötigt, kann der Referent, der in 
ganz anderem Maße als der Bibliothekar an der aktiven Bewältigung der Auf-
gaben beteiligt ist, oft besser beurteilen als dieser. Ich brauche Ihnen 

nicht die Mittel und Hilfsmittel aufzuzählen, mit denen sich Bibliothekare 
in diesem schwierigen Geschäft bewähren. Selbst dabei finden sie ihre Gren-

zen nicht nur in der natürlichen Begrenzung ihres Wissens, sondern auch in 
der Limitierung von Arbeitskraft und Haushaltsmitteln. Und hier wird auch 
die Zukunft kaum Anderungen bringen. Wir werden vielmehr froh sein können, 
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Bibliothekar in jeder Weise einen Außenseiter dar, der innerhalb der Behörde 

nicht anders als an seinem Platz verwendbar ist. Selbst in reinen Fachbehör-

den sind dagegen die mit der Verwaltung beschäftigten Mitarbeiter in der Regel 

auch in der Facharbeit verwendbar, da auch zu Spezialverwaltungsaufgaben all-

gemeine Fachkräfte benötigt werden. Dort, wo das nicht der Fall ist, droht in 

der Tat dem Verwaltungspersonal ähnliche Isolierung wie den Bibliothekaren. 

Diese außerhalb aller Karriere angesiedelte Existenz hat wohl innerhalb einer 

von Karrieredenken bestimmten Behördenatmosphäre immer etwas Suspektes, Sek-

tiererisches, so daß sich tüchtige Bibliothekare oft mit der naiven Frage 

konfrontiert sehen, wie konnten Sie gerade Bibliothekar werden? 

Die andere Quelle liegt in dem ewigen Zwiespalt zwischen prompter und um-

fassender Bibliotheksdienstleistung, ein Zwiespalt, der überhaupt erst die 

Bibliotheken geschaffen hat und der auch heute noch nicht nur in den Behörden, 

sondern auch in den Hochschulen weiterwirkt. In kleinen Behörden bietet sich 

die Lösung an, jedem Sachbearbeiter oder Referenten die hauptsächlichen Kom-

mentare auf den Schreibtisch zu stellen. Die Bibliothek als Handapparat ist 

für viele das Ideal gewesen und geblieben. Die Zusammenfassung der Bücher-

sammlungen zu zentralen Einrichtungen wird noch oft genug als lästig, wenn 

nicht gar als überflüssig empfunden. Was in den Hochschulen als Querele 

zwischen zentraler Hochschulbibliothek und dezentralen Instituts- oder Lehr- 

stuhlbibliotheken ausgetragen wird, findet auch in den Behörden seine Parallele 

in den Forderungen nach Handapparaten, die die Stellung der zentralen Behör-

denbibliothek zu zersetzen drohen, und für viele Referenten scheint dort der 

eigentliche Charakter der Bibliothek zu liegen. Noch gut erinnere ich mich, 

daß Ende der fünfziger Jahre ein Ministerialrat des Bundesinnenministeriums 

in Tarifverhandlungen gesagt hat, meine Bücher hält meine Putzfrau in Ordnung. 

Was also auch immer zur Zusammenfassung der Buchbestände einer Dienststelle 

geführt hat, dieser Prozeß ist stärker von ökonomischen Erwägungen als von 

den Wünschen der Leser geprägt gewesen, und so wurde gleich zu Beginn ihres 

Entstehens eine Einrichtung vielleicht mit einer gewissen Einsicht in ihre 

Notwendigkeit, nicht jedoch mit dem Enthusiasmus begrüßt, der für eine frucht-

bare Eingliederung erforderlich gewesen wäre. Zudem scheint sich eine fach-

liche Verwaltung keineswegs an diesen Entschluß zur Zentralisierung der Buch-

bestände anzuschließen. Jahrelang ging es offensichtlich recht gut mit einer 

nebenamtlichen Verwaltung durch einen Referenten, der allenfalls durch eine 

entsprechende Schreibkraft unterstützt wurde, und selbst heute noch haben wir 

zahlreiche Behördenbibliotheken, die über diesen Entwicklungsstand nicht hinaus- 
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gelangt sind. Es seien nur die Schulbibliotheken genannt, die in der Regel 
von einem Lehrer gegen eine geringe Ermäßigung seines Lehrdeputats verwaltet 
werden, obwohl unter diesen Bibliotheken sich Einrichtungen befinden, die an 
Umfang und Wert der Bestände zu den beachtlichen Bibliothekseinrichtungen 

der Bundesrepublik Deutschland gerechnet werden müssen. 

Es bleibt erstaunlich, wie lange sich dieser Typ nebenamtlich verwalteter 
Bibliotheken behauptet, selbst nachdem im Grundsatz längst anerkannt wurde, 

wie wichtig eine gut funktionierende Bibliothek für eine Verwaltung ist. 
Hier ist wohl nicht nur Unverstand am Werk. Man sollte eher andere Ursachen 

vermuten. 

Natürlich spielen auch die Dimensionen eine Rolle. Wann, so ist zu fragen, 
wird aus einem Bücherbord eine Bibliothek. Diese Frage kann jeder bereits 
in seinem eigenen Lebenskreis stellen, sammeln sich doch durch Geburtstags-

und Festtagsgeschenke, eventuell durch Buchclubmitgliedschaften oder auch 

durch eigene Leseinteressen im Laufe eines Lebens zahlreiche Bücher in Re- 
galen oder Schränken an. Sie bereits eine Bibliothek zu nennen, sträubt sich 

wohl der allgemeine Sprachgebrauch, fehlt dieser Büchermenge doch eine 

wesentliche Eigenschaft, Konsistenz und Kontinuität der Sammlung. Das, was 
sich im Privaten leicht als ein Oberborden des Sammeltriebes über die Lese-
möglichkeit oder auch nur über die Lesebereitschaft darstellt, wird in den 
Behördenbibliotheken systematisiert und institutionalisiert, insofern als 
zwar der Erwerb von der Lektüre getrennt werden muß, er jedoch an eine prä-
sumptive Nutzung gebunden wird. Das wesentliche der Bibliothek ist also die 
Vorsorge. Insofern ist der Bibliothekar jeweils den anderen Mitarbeitern der 
Behörde voraus, und je besser ihm dies gelingt, um so stärker wird er sich 
auch als Außenseiter in seiner Behörde behaupten können. 

Doch ist aus dieser Erkenntnis leichter ein Rat formuliert, als ein Weg auf-

gezeigt, ihn zu verwirklichen. Auch Bibliothekare sind keine Wahrsager, und 
was eine Behörde in Zukunft an Literatur benötigt, kann der Referent, der in 
ganz anderem Maße als der Bibliothekar an der aktiven Bewältigung der Auf-
gaben beteiligt ist, oft besser beurteilen als dieser. Ich brauche Ihnen 

nicht die Mittel und Hilfsmittel aufzuzählen, mit denen sich Bibliothekare 
in diesem schwierigen Geschäft bewähren. Selbst dabei finden sie ihre Gren-
zen nicht nur in der natürlichen Begrenzung ihres Wissens, sondern auch in 
der Limitierung von Arbeitskraft und Haushaltsmitteln. Und hier wird auch 
die Zukunft kaum Änderungen bringen. Wir werden vielmehr froh sein können, 
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die errungenen Positionen zu behaupten, so wenig befriedigend sie in man-

chen Fallen auch sein mögen. 

Muß man also diese Außenseiterstellung der Bibliotheken als unabänderlich 

hinnehmen? Ist die Zukunft dieser Behördenbibliotheken nicht durch Licht-

blicke erhellbar? Zur Beantwortung dieser Frage muß ich eine Unterscheidung 

nachholen, die oben bereits angebracht gewesen wäre, als ich von der Außen-

seiterstellung der Behördenbibliotheken sprach. Das von mir gezeichnete Bild 

scheint um so besser zu passen, je kleiner die Bibliothek innerhalb einer 

Behörde ist. Die weit verbreitete Ein-Mann-Bibliothek, in der dieser Mann 

gewöhnlich ein Angehöriger des gehobenen Dienstes ist, dazu natürlich noch 

meist weiblich in einer überwiegenden Männerwelt, entspricht dem gezeichne-

ten Bild besser, als die Großbibliothek, die oft eine Welt für sich bildet, 

selbst in einer straff organisierten Behörde. Hier sei nur auf diejenige 

Bibliothek verwiesen, deren Gast wir heute sind. Und zwischen diesen beiden 

Extremen, Extreme übrigens nicht nur im Hinblick auf ihre Größenordnung, 

sondern auch auf ihre qualitativen Nutzungsstrukturen, spannt sich ein wei-

ter Bogen von Bibliotheken unterschiedlicher Größe. Für einen Außenstehen-

den ist diese Vielfalt in ihrer Differenzierung nicht immer einsichtig. Wahr-

scheinlich ist auch hier manches Zufall, nicht mehr rational ableitbar, wie 

etwa die Tatsache, daß von den Bibliotheken der Bundesministerien zwei Be-

amte des höheren Dienstes aufweisen, während die anderen offensichtlich auf 

einen höheren Dienst verzichten können. Mit der Größe der Bibliothek läßt 

sich diese Tatsache kaum begründen. Sollte die Affinität zum Buch in den 

verschiedenen Regierungstätigkeiten so unterschiedlich sein? Wenn auch die 

Personalausstattung, vor allem die mit Kräften des höheren Dienstes, keinen 

wesentlichen Einfluß auf die Eingliederung der Bibliothek in die Behörde zu 

haben scheint, so ist dieser Prozeß von der Größenordnung doch nicht ganz 

unabhängig. Ein Exempel für diese Feststellung gibt die Bundestagsbibliothek 

ab, die eine feste Stelle in der Organisation des Bundestages besitzt. Viel-

leicht ist sie jedoch ein unzureichendes Beispiel, da sie aus mehreren Grün-

den eine untypische Behördenbibliothek ist. Zum einen hat der Bundestag einen 

hohen Informationsbedarf, der nicht nur durch die Bibliothek, sondern auch 

durch andere Hilfseinrichtungen gedeckt wird. So besteht in ihm eine Reihe 

verwandter Dienste, die ein günstigeres Klima für die Eingliederung der 

Bibliothek in die Behördenorganisation schaffen, so daß sie sich hier orga-

nisatorisch ganz in eine Hauptabteilung eingebettet findet. Natürlich muß 

diese relativ problemlose Eingliederung noch nicht alle Probleme zwischen der 

Bibliothek und der Behörde lösen, doch erleichtert sie die Akzeptanz der 
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Bibliothek innerhalb der Dienststelle. Zum anderen jedoch nähert sich die 

Bundestagsbibliothek mit ihren Dienstleistungen, die weit über den Kreis 

dessen hinausreichen, was man mit Fug und Recht  Behördenangehörige nennen 

kann, mehr einer Allgemeinbibliothek als einer traditionellen Behördenbiblio-

thek. Die Dienstleistungen nicht nur für die Beamten der Behörde, sondern 

vornehmlich für Parlamentarier und ihre zahllosen Mitarbeiter mit der brei-

ten Palette der Interessen und Bedürfnisse weisen deutlich stärkere Verwandt-

schaft zu einer Hochschulbibliothek als zu einer typischen Behördenbiblio-

thek auf. 

Welchen Trost haben also die Bibliothekare, welche Zukunft haben sie in der 

innerbetrieblichen Auseinandersetzung um Stellung und Ansehen, in deren Ge-

folge nicht nur die subjektiven Vorteile des Avancements, sondern auch die 

sachlichen Notwendigkeiten hinreichender Haushaltsmittel stehen, deren Ver-

knappung schließlich wiederum negative Rückwirkungen auf Stellung und Anse-

hen der Bibliothek innerhalb der Dienststelle hat? Wenn die Zauberformel 

Größe heißt, so scheint kein Weg an einer verbreiteten Resignation vorbei-

zuführen, sollte man Größe nur durch die Personalzahl der Bibliothekare 

innerhalb einer Behörde repräsentiert sehen. Daß es eine Arbeitsgemeinschaft 

der Parlaments- und Behördenbibliotheken gibt, zeigt bereits, daß Sie alle 

das Gewicht der Gemeinsamkeit erkannt haben, das über eine einzelne Dienst-

stelle hinaus wirkt. Hier liegen die Chancen der Arbeitsgemeinschaft, deren 

Geburtstag wir heute feiern, hier liegen jedoch auch die Grenzen. Morgen 

schon stehen Sie wieder allein mit Ihren Sorgen innerhalb Ihrer Dienststel-

le. Zwar haben Sie erfahren, wie der Kollege das eine oder andere Problem 

innerhalb seiner Dienststelle zu einem glücklichen Ende gebracht hat, und 

diese Kenntnis ist bei der Bewältigung eigener Schwierigkeiten natürlich 

nützlich. An dieser Stelle können die großen, die kraft ihres Gewichts ein 

höheres Durchsetzungsvermögen aufweisen, den kleinen hilfreich sein. Doch 

scheint mir das noch nicht genug. Sie selbst werden aus Ihrer täglichen Ar-

beit mehr und bessere Beispiele bei der Hand haben, als ich. Wohin der zu-

künfige Weg führen soll, ist jedoch in den letzten Jahren durch einige Ini-

tiativen der obersten Bundesbehörden und des Bundestages klargeworden. Auch 

hier zeigt sich natürlich eine große Verwandtschaft mit den allgemeinen Ten-

denzen des Bibliothekswesens. Von der Kommunikation zur Kooperation, so läßt 

sich diese  Entwicklung vielleicht auf eine knappe Formel bringen. Vor kurzem 

erst hat der Bibliotheksausschuß der Deutschen Forschungsgemeinschaft seine 

Empfehlungen für die Entwicklung von Bibliotheksverbundsystemen unter den 

Wissenschaftlichen Allgemeinbibliotheken veröffentlicht, und einigen Biblio- 
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thekaren sind die in ihnen aufgezeigten Modelle noch zu zahm. Sie möchten 

wirklich die große Bundeszentrale. Erlassen Sie mir hier, die Frage nach dem 

optimalen Modell zu beantworten. Was mir für die heutige Diskussion wichtig 

erscheint, ist der Grundkonsens, daß Kooperation erforderlich ist. Und diese 

Einsicht verbindet die Kooperationsbestrebungen bei den obersten Bundesbehör-

den und dem Bundestag mit den Empfehlungen der Deutschen Forschungsgemein-

schaft. Auch hier also wieder zwar ein eigener Impetus, entstanden aus der 

besonderen Stellung der Behördenbibliotheken, jedoch zugleich ein Impetus, 

der in Richtung und Gewicht der allgemeinen Bibliotheksentwicklung entspricht. 

Wie bei Ausbildung, wie bei der Anwendung allgemeiner Grundsätze der Biblio-

theksverwaltung wird man auch hier prüfen müssen, wie weit die Entwicklungen 

zusammenzugehen vermögen und wo eigene Ansätze für die Behördenbibliotheken 

erforderlich sind: Gemeinsame Normen und Standards etwa, gemeinsame soft-ware 

oder selbst gemeinsame Nutzung von Datenverarbeitungssystemen. Noch ist es 

wohl zu früh, das letzte anzustreben. Zuviel wollen heißt oft zu wenig er-

reichen. Noch sind diese Zukunftstendenzen nicht einmal allgemein akzeptiert, 

weder bei allen Behörden noch bei allen Bibliothekaren, und diese Einschrän-

kung gilt nicht nur für die Behördenbibliotheken. Zahlreiche Vorgeplänkel 

haben mittlerweile die Positionen geklärt. Gerade hier in Bonn sind inzwi-

schen die Bataillone aufmarschiert, wenn Sie mir dieses etwas martialische 

Bild gestatten. Die nächsten Jahre werden zeigen müssen, wie weit die Vor-

kämpfer für eine verstärkte Kooperation die Bedenken konservativerer Kolle-

gen zu zerstreuen vermögen. Doch sollte niemand glauben, daß der neue Geist 

umfassender bibliothekarischer Zusammenarbeit uns einfach in den Schoß fällt. 

Abwartende Indolenz kann ebensoviel verderben wie aktiver Widerstand. Wer 

heute über die Stellung seiner Bibliothek innerhalb seiner Dienststelle klagt, 

sollte die Möglichkeiten, die der bibliothekarische Zusammenhalt bietet, er-

greifen trotz der sicherlich unvermeidlichen Durststrecke des Obergangs. 

Man kann eine Chance nicht nur mutwillig verspielen, man kann sie auch durch 

zauderndes Zuwarten versäumen. Die obersten Bundesbehörden und der Bundes-

tag sind dabei, eine neue Norm für Behördenbibliotheken zu setzen. Greifen 

Sie zu. Gestalten Sie Ihre Zukunft mit. 
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